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Traktandum 1 
 

 
 

25. Mitteilungen 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich begrüsse alle Anwesenden ganz herzlich zur 12. Ein-
wohnerratssitzung in der laufenden Legislatur und bereits der dritten in diesem Jahr. Die Vi-
zepräsidentin musste sich für die heutige Sitzung leider abmelden. Stefan Berner hat sich zur 
Verfügung gestellt, mich betreffend Sichtung von Wortmeldungen und Zusammenzählen der 
Resultate zu unterstützen. Er wird auch das Mikrofon bedienen. Zur Traktandenliste liegen 
keine Wortmeldungen vor. Bei der letzten Einwohnerratssitzung gab es wieder einige Ab-
stimmungen, welche wiederholt werden mussten. Wir sind darauf aufmerksam gemacht wor-
den, dass § 21 Abs. 2 des Geschäftsreglementes wie folgt lautet: "Die Auszählung der Stim-
men kann unterbleiben, wenn die Mehrheit offensichtlich ist und die Auszählung nicht ver-
langt wird." Ich mache diesbezüglich folgenden pragmatischen Vorschlag: Wenn das Resultat 
wieder einmal wegen einer oder zwei Stimmen nicht stimmt, es aber offensichtlich ist, in wel-
che Richtung es geht, soll auf eine weitere Abstimmung verzichtet werden. Ich werde dann 
jeweils fragen, ob Sie einverstanden sind, dass auf eine weitere Abstimmung verzichtet wird. 
Wenn jemand dann nicht einverstanden ist, soll er oder sie laut rufen. In diesem Falle würden 
wir noch einmal genau auszählen. Ich werde also jedes Mal fragen, ob Sie einverstanden sind, 
dass wir nicht noch einmal zählen. Wir versuchen das einmal. Wenn sich dieses Vorgehen 
bewährt, können wir das so beibehalten. Ansonsten werden wir wieder zum anderen System 
zurückkehren und noch einmal auszählen. Im Protokoll wird dann halt einfach "mit grosser 
Mehrheit" stehen, aber das sollte juristisch ausreichen. Zu diesem Vorgehen gibt es keine 
Wortmeldungen.     
 
Die Präsidentin gibt die Entschuldigungen bekannt.  
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Traktandum 1 
 

 
 

26. Inpflichtnahme von Stefan Jost (SVP) als neues Ratsmitglied (anstelle 
von Stephan Zaugg) 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: An der letzten Einwohnerratssitzung wurde Stephan 
Zaugg verabschiedet. An seinem Platz hat bereits Stefan Jost Platz genommen. Das Wahlbüro 
der Stadt Aarau hat Stefan Jost mit Entscheid vom 16. Februar 2015 als gewählt erklärt. Er 
hat die Wahl angenommen.  
 
Die Vorsitzende verliest die Gelöbnisformel gemäss § 3 des Geschäftsreglementes.  
 
Stefan Jost leistet das Gelöbnis durch Nachsprechen der Worte: "Ich gelobe es". 
 
Das neue Mitglied des Einwohnerrates stellt sich danach mit eigenen Worten kurz vor. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich heisse Stefan Jost herzlich im Einwohnerrat willkom-
men und wünsche ihm eine interessante Zeit. 
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Traktandum 3 
 

 
 

27. Ersatzwahl einer Stimmenzählerin oder eines Stimmenzählers für den 
Rest der Amtsdauer 2014/2015 (anstelle von Stephan Zaugg) 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit der Verabschiedung von Stephan Zaugg an der letzten 
Sitzung mussten wir auch unseren Stimmenzähler verabschieden. Somit werden wir heute 
einen neuen Stimmenzähler wählen müssen. Die Fraktion der SVP schlägt Christoph Oesch-
ger für dieses Amt vor. Nachdem keine weiteren Wahlvorschläge gemacht werden, erfolgt die 
schriftliche Wahl. 
 
Wahlergebnis 
 
Ausgeteilte Wahlzettel   48 
    
Eingelangte Wahlzettel   48 
Ausser Betracht fallende Wahlzettel: - ganz leere  1 
 - ungültige  0 

In Betracht fallende Wahlzettel   47 
    
Anzahl der zu Wählenden   1 
In Betracht fallende Wahlzettel x Anzahl der zu Wählenden 
= Total der möglichen Stimmen 

  47 

Abzüglich vereinzelt leere Linien oder ungültige Stimmen   0 

Gesamtzahl der gültigen Stimmen   47 

Absolutes Mehr 
(Gesamtzahl der gültigen Stimmen geteilt durch die Anzahl der zu 
Wählenden : 2, aufgerundet auf die nächste ganze Zahl) 

  24 

    
Stimmen haben erhalten:    
Christoph Oeschger   47 
    
Es ist gewählt:    
Christoph Oeschger   47 
 
Die Präsidentin gratuliert dem neuen Stimmenzähler zu seiner Wahl. 
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Traktandum 4 
 

 

28. Gesuche um Zusicherung des Gemeindebürgerrechts 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Der Stadtrat unterbreitet dem Einwohnerrat folgende Ge-
suche um Zusicherung des Gemeindebürgerrechts der Stadt Aarau: 
 
 Kandiah, Vigneswaran, geb. 1971, und seine Kinder Vigneswaran, Varsha, geb. 

2005, und Vigneswaran, Vishva, geb. 2008, alle srilankische Staatsangehörige 
 Kulendrarajah, Niruja, geb. 2002, srilankische Staatsangehörige 
 Öncel, Özge, geb. 1991, türkische Staatsangehörige 
 
Der Stadtrat empfiehlt, alle Gesuche gutzuheissen. Dieser Antrag stützt sich auf die Empfeh-
lung der Einbürgerungskommission, welche die Gesuche geprüft hat. Die Gesuche konnten 
während der Aktenauflage eingesehen werden. Wird das Wort zu den Einbürgerungsgesuchen 
gewünscht? Das ist nicht der Fall. Wünscht jemand eine geheime Abstimmung? Das ist auch 
nicht der Fall. Ich mache auf die Ausstandsbestimmungen gemäss § 25 des Gemeindegeset-
zes aufmerksam: Wenn bei einem Verhandlungsgegenstand jemand ein unmittelbares und 
persönliches Interesse hat, so haben er, sein Ehegatte, seine Eltern sowie die Kinder mit Ehe-
gatten vor der Abstimmung das Versammlungslokal bzw. die Tribüne zu verlassen. Ich möch-
te die Gesuchstellenden bitten, vor der Abstimmung die Tribüne zu verlassen.  
 
Abstimmung: 
 
Die Resultate der offenen Abstimmung lauten wie folgt: 
 
Gesuchstellerin / Gesuchsteller Ja Nein 

Kandiah, Vigneswaran, geb. 1971, und seine Kinder Vigneswaran, 
Varsha, geb. 2005, und Vigneswaran, Vishva, geb. 2008, alle srilanki-
sche Staatsangehörige 

47 0 

Kulendrarajah, Niruja, geb. 2002, srilankische Staatsangehörige 47 0 

Öncel, Özge, geb. 1991, türkische Staatsangehörige 47 0 

 
Den Gesuchstellenden wurde das Gemeindebürgerrecht zugesichert. 
 
Eine Referendumsabstimmung über diesen Beschluss des Einwohnerrates ist gemäss § 24 
Abs. 4 des Gesetzes über das Kantons- und das Gemeindebürgerrecht (KBüG) vom 12. März 
2013 ausgeschlossen. 
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Traktandum 5 
 

GV 2014 - 2017 / 118 
 

29. Anfrage Gabriela Suter: Umsetzung und Auswirkungen der Massnah-
men aus dem Projekt "Stabilo 1": Zwischenbilanz 
 

 
Am 3. Februar 2015 hat Einwohnerrätin Gabriela Suter (SP) folgende Anfrage eingereicht: 
 
1. Wie hoch waren die Einsparungen und die Mehrerträge durch das "Stabilo 1"-

Massnahmenpaket im Jahr 2014? 
2. Welche vom Einwohnerrat beschlossenen "Stabilo1"-Massnahmen wurden noch nicht 

umgesetzt? Warum nicht? 
3. Bis wann rechnet der Stadtrat, dem Einwohnerrat die vom Parlament in Auftrag gegebe-

nen noch ausstehenden Reglemente bzw. Reglementsänderungen vorlegen zu können? 
4. Ab wann werden die noch ausstehenden "Stabilo1"-Massnahmen Wirkung zeigen? In 

welcher Betragshöhe beziffert sie der Stadtrat? 
5. Inwiefern ist der Stadtrat zufrieden mit der Umsetzung und den Auswirkungen des Pro-

jekts "Stabilo 1", inwiefern nicht? 
 
 
Die Anfrage wurde vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet: 
 
Frage 1: Wie hoch waren die Einsparungen und die Mehrerträge durch das "Stabilo 1"-
Massnahmenpaket im Jahr 2014? 
 
Die Verbesserung der Rechnung 2014 belief sich aufgrund der Massnahmen aus Stabilo 1 auf 
1,477 Mio. Franken, was 205'000 Franken unter dem vom Einwohnerrat beschlossenen Mass-
nahmenpaket von 1,682 Mio. Franken lag. Dazu kommen die Sofortmassnahmen von rund 
1,2 Mio. Franken, welche nach Projektstart, aber vor der Schnürung des Massnahmenpakets 
im Rahmen des Budgets 2012 beschlossen wurden (Kürzung des Sachaufwandes und der Bei-
träge in den Bereichen Kultur, Sport und freiwillige Sozialarbeit um 5 %). Somit lagen die 
Einsparungen bei rund 2,7 Mio. Franken. 
 
 
Frage 2: Welche vom Einwohnerrat beschlossenen "Stabilo1"-Massnahmen wurden noch 
nicht umgesetzt? Warum nicht? 
 
Massnahme Begründung, weshalb die Massnahme noch nicht umgesetzt ist 
  
9: Erhebung von Gebüh-
ren für ausserschulische 
Belegung von Schul-
zimmern und Aula 

Der Stadtrat verzichtete im Hinblick auf die "Schulorganisation KSBR – Aarau" 
darauf, den Entwurf des Reglements über die Benützung von städtischen Schulräu-
men zuhanden des Einwohnerrats zu verabschieden. Stattdessen wird das bestehen-
de Reglement konsequenter umgesetzt. 
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10: Bewirtschaftung der 
Parkplätze bei den 
Schulhäusern 
17: Erhöhung Erträge 
Wochenendbelegung 

Die Sektion Liegenschaften engagierte sich im Stabilo1 Prozess enorm, indem sie 
einerseits die Massnahme 8 (Optimierung der Hauswartung) umsetzte, welche einen 
grossen Aufwand (Workshops, Einzel- und Gruppengespräche, weitere Betreuung) 
erforderte. Andererseits musste sie für die Umsetzung der Massnahmen 9,10 und 17 
gleich drei Reglemente erarbeiten.  
In den Jahren 2013 und 2014 betreute die Sektion Liegenschaften zusätzlich zu 
ihrem normalen Aufgabengebiet grosse Bauprojekte (Metzgergasse 2, Rolling 
Rock). Die Fachstelle Sport war und ist mit den Vorbereitungen für die sportlichen 
Grossvorhaben (Gigathlon, Aarau bewegt sich, Eidg. Turnfest etc.) sehr stark belas-
tet.  
Vom Reglement für die Bewirtschaftung der Parkplätze bei den Schulhäusern ist 
auch die Schule direkt betroffen. Dazu kam, dass die Bearbeitung durch den 
Rechtsdienst infolge Überlastung durch aufwändige Beschwerdeantworten erst 
verzögert erfolgen konnte. Deshalb dauerte der verwaltungsinterne Prozess länger 
als beabsichtigt. 
 

20: Erhöhung der El-
ternbeiträge Instrumen-
talunterricht 

Der Einwohnerrat wies am 21. Januar 2013 das revidierte "Reglement über die 
Musikschule und das Anstellungsverhältnis der Musiklehrpersonen der Stadt Aar-
au" (Gebühren- und Besoldungsteil) zurück. Am 17. Juni 2013 verabschiedete der 
Einwohnerrat das "Reglement über das Anstellungsverhältnis der Musiklehrperso-
nen der Stadt Aarau" (Besoldungsteil). Seither wurde dem Stadtrat noch keine neue 
Fassung zum Musikschulreglement (Gebührenteil) vorgelegt. 
 

 
 
Folgende Massnahmen wurden an sich umgesetzt, haben aber im Jahr 2014 nicht vollständig 
zum erwünschten Spareffekt geführt: 
 
Massnahme Begründung, weshalb die Massnahme im Jahr 2014 nicht zur gewünschten 

Einsparung führte 
  
5: Erhöhung der Gebüh-
ren für Einquartierungen 
 

Es gab nur sehr wenige Einquartierungen. 

7: Streichung Löhne 
Aushilfen 

Der Budgetkredit für Aushilfen wurde gestrichen. Wegen lang andauernden Krank-
heitsfällen mussten im Jahr 2014 trotzdem Aushilfen beschäftigt werden. Diese 
konnten mit Krankentaggeldern finanziert werden.  
 

12: Verzicht auf Herstel-
lung Kulturkalender 
 

Der Kulturkalender wurde im Januar und Februar noch hergestellt. 

27: Erhöhung Bussen Im Jahr 2014 wurden aufgrund der Missachtung des Fahrverbots am Zollrain 1'584 
Bussen (35 % weniger als im Jahr 2013) à 100 Franken ausgestellt. Gerechnet wur-
de für das Jahr 2014 noch mit 1'800 Bussen bzw. einem Ertrag von 180'000 Fran-
ken.  

29: Änderung des Reg-
lements für die Verrech-
nung von Einsatzkosten 
der Feuerwehr 

Das Reglement wurde angepasst. Der Mehrertrag der 32 Fehlalarme betrug 19'000 
(statt 30'000) Franken. 
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Frage 3: Bis wann rechnet der Stadtrat, dem Einwohnerrat die vom Parlament in Auftrag 
gegebenen noch ausstehenden Reglemente bzw. Reglementsänderungen vorlegen zu können? 
 
Massnahme Prognose Zeitpunkt der Vorlage des Reglementes im Einwohnerrat 
  
9: Erhebung von Gebüh-
ren für ausserschulische 
Belegung von Schul-
zimmern und Aula 
 

Der Stadtrat möchte dieses Reglement auf den Prozess der Kreisschule abstimmen. 

10: Bewirtschaftung der 
Parkplätze bei den 
Schulhäusern 
17: Erhöhung Erträge 
Wochenendbelegung 
 

Die Reglemente sollen vor den Sommerferien zuhanden des Einwohnerrates verab-
schiedet werden. 

20: Erhöhung der El-
ternbeiträge Instrumen-
talunterricht 
 

Das Musikschulreglement ist bei der Schulpflege in Bearbeitung. Es soll dem Stadt-
rat voraussichtlich vor den Sommerferien vorgelegt werden. 

 
 
Frage 4: Ab wann werden die noch ausstehenden "Stabilo1"-Massnahmen Wirkung zeigen? 
In welcher Betragshöhe beziffert sie der Stadtrat? 
 
Der Stadtrat erwartet, dass mit den noch ausstehenden Reglementen die erwarteten Erträge 
gemäss dem Projektbericht vom 30. April 2012 generiert werden können. Er wird die Regle-
mente nach der Genehmigung durch den Einwohnerrat auf den nächstmöglichen Zeitpunkt 
(zum Teil z. B. auf Anfang eines Schuljahres) in Kraft setzen. 
 
 
Frage 5: Inwiefern ist der Stadtrat zufrieden mit der Umsetzung und den Auswirkungen des 
Projekts "Stabilo 1", inwiefern nicht? 
 
Der Stadtrat ist mit dem Ergebnis von Stabilo1 insofern zufrieden, als dass ohne gravierende 
Auswirkungen auf den Betrieb der Stadt eine Verbesserung der Erfolgsrechnung um ca. 2,7 
Mio. Franken erzielt werden konnte.  
 
In der Umsetzung hat sich gezeigt, dass der Prozess zur Erarbeitung von Reglementen verbes-
sert werden sollte.  
 
Die Anfragestellerin ist von dieser Antwort befriedigt. 
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Traktandum 6 
 

GV 2014 - 2017 / 120 
 

30. Gebührenreglement für das Stadtmuseum Aarau 
 

 
Mit Botschaft vom 2. März 2015 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag:  Der Einwohnerrat möge das Gebührenreglement für das Stadtmuseum Aarau 

erlassen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 
10. März 2010 behandelt und einen Abänderungsantrag beschlossen. Dieser Abänderungs-
antrag bezieht sich auf § 2 Abs. 2 des Gebührenreglementes. Es geht dabei um die erhöhten 
Eintrittspreise. Im Reglement ist ein Höchstbetrag von Fr. 20.- enthalten. Die FGPK beantragt 
folgende Änderung: 
 
An ausgewählten Tagen (Internationaler Museumstag, Spezialveranstaltungen usw.) kann der 
Stadtrat auf das Erheben von Eintrittsgebühren verzichten oder reduzierte oder erhöhte Ein-
trittsgebühren (bis maximal Fr. 50.--) festlegen. 
 
Die Kommission empfiehlt die Annahme des Gebührenreglementes unter Berücksichtigung 
dieses Abänderungsantrags einstimmig. Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet. Zu die-
sem Geschäft liegt zudem ein Abänderungsantrag der SVP zu § 3 vor mit folgendem Wort-
laut: 
 
Bei den Buchstaben h / i / j / k ist die Angabe inkl. Eintritt zu streichen.  
 
Ich schlage folgenden Ablauf der Beratung vor: Zuerst hören wir uns grundsätzliche Voten zu 
diesem Geschäft an. Danach kann, nach einer Detailberatung, direkt über die beiden Abände-
rungsanträge abgestimmt werden. Darauf folgt dann die Schlussabstimmung. Zu diesem Vor-
gehen liegen keine Wortmeldungen vor. 
 
Susanne Heuberger: Zuerst möchte ich Ihnen gleich nochmals unseren Abänderungsantrag 
begründen bzw. eine Zusatzbegründung abgeben. Sie haben diesen Antrag am Freitagnach-
mittag bekommen. Ich denke, das war genügend Zeit, um sich damit in den Fraktionen ausei-
nanderzusetzen. Ein Reglement sollte korrekt, klar und verständlich abgefasst sein. Diese 
Massstäbe müssten insbesondere auch gelten, wenn ein neues Reglement zur Anwendung 
gelangen soll. Leider erfüllt der vorliegende Entwurf dies aber nicht vollumfänglich, was die 
Diskussion in der FGPK zeigte. Dies ist auch sehr detailliert protokolliert worden. Es besteht 
also ein Manko im Entwurf des Reglementes. Mit unserem Abänderungsantrag möchten wir 
da Abhilfe und Klarheit schaffen. Deshalb bitten wir Sie, beim § 3 die Textkorrektur zu unter-
stützen. Wie gesagt, die zwei Begründungen sind beim Antrag schon aufgeführt. Ich möchte 
noch eine dritte Begründung hinzufügen: Wir sind der Meinung, dass Vergleiche und Inter-
pretationen zu Tarifen anderer Museen im neuen Gebührenreglement für das Stadtmuseum 
Aarau keine Berechtigung haben. Gemäss den Aussagen der an der FGPK-Sitzung anwesen-
den Auskunftspersonen soll aber mit dem jetzt noch enthaltenen Zusatz "inkl. Eintritt" explizit 
zum Ausdruck gebracht werden, dass das Stadtmuseum faktisch günstiger ist als andere Mu-
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seen. Das ist eine Eigenbewertung, ist überhaupt nicht sinnvoll und deshalb auch nicht zuläs-
sig. Damit halten wir unseren Abänderungsantrag für gerechtfertigt und danken im Voraus für 
die Zustimmung. Wenn ich die Präsidentin richtig verstanden habe, ist jetzt noch Zeit, um 
generell zum Sachgeschäft sprechen zu können. Diese Gelegenheit nehme ich gerne wahr. 
Das vorliegende Gebührenreglement ist mehr als überfällig. Es hätte nicht erst 2012 vom 
Einwohnerrat im Rahmen der Massnahmen zu Stabilo 1 gefordert, sondern bereits 2009 vom 
Stadtrat bei der Unterbreitung der Sanierung und Erweiterung des Museums in Aussicht ge-
stellt werden sollen oder müssen. Bei einem Investitionsvorhaben von nahezu 14 Mio. Fran-
ken verliert ein weiterhin kostenfreier Eintritt jegliche Berechtigung. Tatsache ist, dass trotz  
des heutigen Paradigmenwechsels das Stadtmuseum wohl auf ewig ein immenses Verlustge-
schäft bleibt. Wer das hier im Saal noch nicht gemerkt hat, ist schlecht beraten. Ich möchte 
aus der ursprünglichen Botschaft zitieren, welche der Einwohnerrat 2009 erhalten hat, um 
dieses Projekt zu lancieren: "Die geplante Investition steht im Vergleich zum Nutzen in einem 
sehr guten Verhältnis." Das ist nichts anderes als eine riesengrosse Lüge und wird nach und 
nach immer mehr Personen bewusst. Was man in Zeiten finanziellen Leichtsinns einmal be-
willigt hat, bedeutet für den jetzt angeschlagenen Finanzhaushalt einen immensen und unhalt-
baren Ballast. In einem desaströsen Verhältnis stehen die jährlich prognostizierten Einnahmen 
aus dem Gebührenreglement, welches wir heute Abend beschliessen, von 45'000 Franken den 
horrenden Folgekosten von jährlich 1,1 Mio. Franken gegenüber. Das ist eine unverantwortli-
che Subventionierung jedes einzelnen Eintritts. Jede Person, welche das Schlössli besucht und 
noch besuchen wird, kostet uns, also die Stadt, ca. 500 Franken. Mit diesem Geld können Sie 
sich auf den besten Plätzen im Opernhaus Zürich einen Abend lang wunderbar unterhalten 
lassen. Dann möchte ich gerne auf die uns in dieser Botschaft resp. im Reglement unterbreite-
ten, geschätzten Besucherzahlen eingehen. 10'000 Besucher sollten es sein, so wird uns ge-
sagt. Das ist unrealistisch und gehört ins Reich der Fantasie. Allenfalls die menschliche Neu-
gierde wird die Besucherstatistik am Anfang beeinflussen. Die langjährige Realität spricht 
eine andere Sprache. Bereits vor dem Um- und Erweiterungsbau des Schlössli war weder ein 
echtes Interesse noch ein Bedürfnis am Schlössli auszumachen. Notabene bei Gratiseintritt 
haben weniger als 3'000 Personen inkl. Schüler den Weg dorthin gefunden. Im Jahr vor der 
Kreditabstimmung hat man diese Zahl vorsätzlich auf 6'500 gepuscht, indem man Geldmittel 
für weitere zwei bis drei Wechselausstellungen gesprochen hat. In der Museumslandschaft ist 
hinlänglich bekannt, dass nur Wechselausstellungen Frequenzbringer sind. Eine, max. zwei 
Wechselausstellungen sieht das neue Konzept des Stadtmuseums vor. Alleine mit einem neu-
en Protz- und Prunkbau lassen sich die Erwartungen an eine steigende Besucherzahl auf kei-
nen Fall erfüllen. Die Eröffnung des neuen Stadtmuseums steht kurz bevor. Vielleicht haben 
Sie es gemerkt: Damit heisst es, auch Abschied vom ursprünglichen Namen "Schlössli" zu 
nehmen. Es wird sozusagen beerdigt. Das macht auch Sinn, ähnelt der Neubau doch, wie man 
schon hört, eher einem ostdeutschen Plattenbau als einem gehobenen, wunderschönen Wohn-
haus mit Wehrturm. Die gross inszenierte Inbetriebnahme, welche in einem Monat über die 
Bühne geht, wird ein getrübtes Fest für die Stadtbevölkerung werden. Ich habe mich letzte 
Woche per Mail erkundigt, ob der Kredit voraussichtlich eingehalten werden könne. Das wird 
nicht der Fall sein. Bis jetzt hat man dazu keine Informationen erhalten. Totschweigen ist 
auch eine Strategie. Es ist klar, dass wir noch einmal steuerkraftbereinigt ungefähr eine halbe 
Million Franken mehr bezahlen werden. Sie sehen, mit dem heute bewilligten Gebührenreg-
lement wird es nicht anders geschehen, als dass wir mehrere Jahre lang die mageren Eintritte, 
welche es geben wird, brauchen werden, um die Kreditüberschreitung ausgleichen zu können. 
Das ist wahrlich eine reife Leistung. Mit dem heutigen Ja zum Gebührenreglement verknüpft 
die SVP drei Forderungen: 1. Im Laufe der Bauphase sind gezwungenermassen Anpassungen 
zur Kostenreduktion erfolgt. Daraus sind Verzichte und Reduktionen erfolgt. Die dürfen auf 
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keinen Fall über kommende Jahresbudgets und Nachtragskredite doch noch realisiert werden. 
2. Für uns ist ganz wichtig, dass im Rahmen von Stabilo 2 explizit für das Stadtmuseum kon-
kretes Sparpotential aufgezeigt werden muss. 3. Im Sinne von Transparenz ist künftig die Be-
sucherzahl des neuen Stadtmuseums transparent in der Jahresrechnung auszuweisen, und 
zwar bei jedem einzelnen Anlass, wie das auch das Kunsthaus oder das Naturama tut. Zum 
Schluss noch dieser Hinweis: Die Museumslandschaft ist gesättigt. Was wir hier in Aarau mit 
dem neuen Stadtmuseum haben, kann deshalb einfach nur misslingen. 
 
Gabriela Suter: Die SP-Fraktion unterstützt dieses Gebührenreglement. Ich möchte gerne 
etwas an die Adresse der SVP und Susanne Heuberger sagen: Die Aarauer Stimmbevölkerung 
hat vor einigen Jahren ein Bekenntnis abgelegt, und zwar ein Bekenntnis zur Kultur und dem 
historischen Erbe der Stadt, der Region und dem Kanton. Die Wertschätzung zeigt sich nun 
eben in diesem neuen Museum, welches im Mai eröffnet wird. Man hat vielleicht beim vorhe-
rigen Votum etwas gemeint, dass es einfach nur um Ausstellungen und Eintritte gehe. Ein 
Stadtmuseum hat aber noch andere Aufgaben, als Wechsel- und Dauerausstellungen auf die 
Beine zu stellen und zu betreuen. Es geht um die Geschichte unserer Stadt und die Geschichte 
der Menschen in unserer Stadt. Ich glaube, in den letzten Jahren ist ganz intensiv aufgezeigt 
worden, dass das ein Anliegen des Stadtmuseums ist. Es soll gesammelt und gezeigt werden, 
und zwar auf niederschwellige Art und Weise. Das Stadtmuseum hat zudem den Auftrag, ver-
schiedene Sammlungen zu betreuen, z. B. wunderbare Fotosammlungen oder die Sammlung 
"Kern". Die Firma Kern war ja eine ganz wichtige Firma für unsere Stadt. Diese Sammlung 
ist ebenfalls im Stadtmuseum. Es wurde von den 500 Franken gesprochen, welche jeder Ein-
tritt den Steuerzahler kostet, und dabei ist auch noch der Vergleich zum Opernhaus gefallen. 
80 Mio. Franken bezahlen die Steuerzahler in Zürich an jährlichen Subventionen für das 
Opernhaus, das habe ich gleich vorhin recherchiert. Mit 277 Franken wird der Eintritt subven-
tioniert, wenn Sie für 500 Franken einen wunderbaren Platz im Opernhaus einnehmen. Wenn 
Sie berücksichtigen, dass unser Stadtmuseum eben noch andere Aufträge als das Organisieren 
der Ausstellungen erfüllen muss und es ein Haus sein soll, in welchem sich die Gesamtbevöl-
kerung von Aarau jederzeit aufhalten können soll, ist auch gerechtfertigt, dass die Gebühren 
eher kostengünstig sind. Ich hoffe, dass Sie dem Stadtmuseum die Chance geben, jetzt wirk-
lich seine Tore zu öffnen und dann einmal zu schauen, was ein solches neues Stadtmuseum 
bringt. Ich finde es wahnsinnig schade, wenn man es gleich von Anfang an so schlecht macht. 
Wir sind einstimmig für das Gebührenreglement.         
 
Alexander Umbricht: "Eintrittspreise Erwachsene Fr. 8.-, Eintritt reduziert Fr. 5.-." Ich zitie-
re nicht das Gebührenreglement, sondern das, was ich gleich vorhin angeschaut habe, nämlich 
die schöne Einladung, welche alle erhalten haben. Ich bin ein bisschen überrascht, dass da 
bereits die definitiven Eintrittspreise stehen, welche wir höchstwahrscheinlich nachher ge-
nehmigen werden. Da frage ich mich ein bisschen, wie es mit der "Eile mit Weile" ist. 
Scheinbar hat es bei der Einladung pressiert, was ich auch verstehen kann. Ich finde es aber 
ein bisschen enttäuschend, dass wir dieses Reglement erst jetzt zu sehen bekommen, wo wir 
doch eigentlich faktisch schon vor vollendeten Tatsachen stehen und praktisch nicht mehr 
zurückweisen oder gross etwas ändern können. Mein Wunsch wäre definitiv, dass wir ein 
neues Reglement so erhalten würden, dass wir ohne schlechtes Gewissen sagen könnten, was 
wir noch nachgebessert oder geändert haben möchten. Wer das FGPK-Protokoll gelesen hat, 
der hat auch gesehen, dass es einige Sachen gab, welche diskutiert worden sind. Also bitte 
nicht mehr so. Wir stimmen übrigens vermutlich Ja.       
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Peter Jann: Die Stadt Aarau hat ein neues, modernes, attraktives Stadtmuseum. Geleitet wird 
es von einem kompetenten Team, welches in der Vergangenheit bereits gezeigt hat, was es 
alles mit wenig Mitteln machen kann. Die Stadt Aarau kann stolz sein, ein neues und tolles 
Museum zu haben. Umso mehr war ich eigentlich enttäuscht, als ich dieses Gebührenregle-
ment gesehen habe. Jugendliche und Kinder bis 16 Jahre müssen keinen Eintritt bezahlen. Ich 
denke, der Eintrittspreis wäre angemessen für ein solch neues Museum gewesen. Ich habe 
überlegt, einen Abänderungsantrag zu stellen. Da dies aber bereits in der Fraktion nicht auf 
Gegenliebe gestossen ist, habe ich beschlossen, heute Abend einfach meine Meinung kund zu 
tun. Ich finde es schade, dass man die Chance nicht genutzt hat, dort ein wenig Einnahmen zu 
generieren. Es wird nicht viel sein, aber es wäre eine Möglichkeit gewesen, gewisse Einnah-
men im Kulturbereich, allenfalls ins Schlössli, zurückfliessen zu lassen. Ich bin überzeugt, es 
wären genau gleich viele Schulklassen gekommen, vielleicht tatsächlich die eine oder andere 
weniger. Aber letztendlich kommt es nicht nur auf die Besucherzahlen an bei einem Museum, 
denn diese hangen auch vom Wetter ab und nicht nur von der Qualität der Ausstelllungen. In 
diesem Sinne habe ich auch das Gefühl, dass ein Eintritt von 2 bis 3 Franken durchaus ange-
messen gewesen wäre für Kinder und Jugendliche, wenn ich sehe, was diese heutzutage kon-
sumieren. Sie müssen nur einmal zu einem Kiosk gehen und schauen, was dort eine Tafel 
Schokolade, ein paar Gummibärchen oder ein Kaugummi kosten. Insgesamt denke ich, dass 
das Schlössli oder die Stadt da etwas selbstbewusster hätte auftreten können. Wir haben ein 
Museum, das es Wert ist, auch etwas zu bezahlen. Die Argumentation, man habe Angst, dass 
man sonst zu wenig Eintritte hätte, finde ich doch vor dieser Ausgangslage etwas beschä-
mend. Ich bin, entgegen dem vorhergehenden Statement, überzeugt, dass man viele Zuschau-
er haben wird. Ich glaube auch nicht, dass der Markt an Kultur in Aarau übersättigt ist. Im 
Gegenteil: Als Leiter des Naturama bin ich froh, dass es ein zusätzliches Haus gibt und die 
Schulklassen dorthin gehen und schätzen lernen, was ein Museum als ausserschulischer Lern-
ort bieten kann. Dann werden sie früher oder später auch in ein anderes Museum gehen. Ich 
glaube, der Markt wird so ausgeweitet und nicht eingeengt. Der Markt ist also nicht gesättigt.     
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Zuerst möchte ich Ihnen für die grundsätzlich positive Auf-
nahme des Inhalts dieses Reglementes danken. Ich möchte mich auch gleich entschuldigen, 
dass die Broschüre einfach zu früh herausgegeben wurde. Es sollte natürlich nicht sein, dass 
wir die Eintrittspreise in der Broschüre publizieren, bevor sie im Einwohnerrat beschlossen 
worden sind. Ich sage zuerst kurz etwas zu den beiden Abänderungsanträgen: Der Stadtrat ist 
natürlich froh, wenn im Falle einer ganz speziellen Ausstellung bis 50 Franken an Eintritt 
verlangt werden kann. Dieser Antrag erscheint dem Stadtrat sehr positiv zu sein. Den Antrag 
der SVP mit dem Streichen des Begriffs "inkl. Eintritt" kann der Stadtrat auch nachvollziehen. 
Ursprünglich war das so im Reglement, in der Annahme, dass es klarer sei, weil in den Zif-
fern a, b und c eben "exkl. Eintritt" steht. So ist es klar, dass dort die Einzeleintritte noch be-
zahlt werden müssen. Weil wir aber mit der Schulklassendefinition und dem § 2 die Definit i-
on haben, dass bis 16 Jahre der Eintritt gratis ist, können wir auch mit der Streichung des Be-
griffs "inkl. Eintritt" eine Klärung sicherstellen. Vielleicht noch ein paar Sachen generell zum 
Reglement: Das Reglement ist tatsächlich sehr spät gekommen. Auch dafür möchte ich mich 
an dieser Stelle entschuldigen. Der Hintergrund ist ganz klar der, dass wir verschiedene Ver-
zögerungen beim ganzen Projekt des neuen Stadtmuseums bzw. ehemaligen Schlössli hatten. 
So musste der Eröffnungstermin zweimal verschoben werden. Es waren v.a. bauliche Gründe, 
welche zu den Verschiebungen geführt haben. Bei diesen dauernden Verschiebungen des 
ganzen Rahmenprogramms, welches natürlich auch organisiert worden ist, blieb das Regle-
ment etwas länger innerhalb der Museumsleitung und der Museumskommission hängen. Wir 
haben uns aber schon im letzten Jahr im Kern mit diesem Reglement auseinandergesetzt. Ich 
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denke, es ist auch, wie das der Stadtrat in der Vorlage geschrieben und in der FGPK bespro-
chen hat, mit den anderen Museen am Platz abgestimmt. Sie haben in der Zusammenstellung 
gesehen, dass es eine sehr vielfältige Museumslandschaft gibt. Wir wollten Ihnen ein Regle-
ment vorlegen, das einfach zu handhaben ist, nämlich in diesem Sinne, dass man bspw. mit 
dem sehr bescheidenen Personalbestand beim Stadtmuseum nicht noch Kinder bis 16 Jahre 
administrativ betreuen muss. Dadurch, dass man für sie Gratiseintritte hat, ergibt sich eine 
Erleichterung in der Administration. An dieser Stelle möchte ich einen Dank an die Muse-
umskommission und insbesondere an die Museumsleitung mit Kaba Rössler aussprechen. Sie 
haben das alles vorbereitet und mit ihnen haben wir alles intensiv besprochen. Vielleicht noch 
einige Punkte zu den Äusserungen von Susanne Heuberger: Es war allen auch in der Abstim-
mung 2009 klar, wenn man dem Kredit seinerzeit zugestimmt hat, dass dieser Betrieb jährli-
che Kosten in der Grössenordnung von 1,1 Mio. Franken auslösen wird. Der Stadtrat hat nie 
behauptet, dass mit einem Museum quasi eine betriebswirtschaftlich gewinnträchtige Situati-
on geschaffen werden könne. Wir haben die 45'000 Franken damals schon als potentielle Ein-
nahmen gegenübergestellt. Wir sind auch zuversichtlich, dass wir die geschätzte Zahl von 
10'000 Eintritten, welche wir in den kommenden Jahren verrechnen können, erreichen wer-
den. Im letzten Jahr der Öffnung wurden mit diesen vielen interessanten Ausstellungen und 
Teilausstellungen, welche Kaba Rössler mit ihrem Team durchgeführt hat, auch knapp 10'000 
Eintritte erreicht. Es ist ganz klar, dass mit dem neuen Museumsbau und der Möglichkeit von 
Wechselausstellungen, welche bis jetzt nicht vorhanden gewesen ist, ein ganz anderes Poten-
tial betr. Besucherzahlen entsteht. Wir müssen uns aber im Klaren sein, und das ist vielleicht 
ein Hinweis an Peter Jann mit seinem Votum von vorhin, dass die Verrechnung von 3 oder 4 
Franken für Kinder die Einnahmen nicht auf einen grösseren, sechsstelligen Betrag führen 
würde. Insofern denkt der Stadtrat, dass es ein ausgewogener Mix ist, verglichen mit den an-
deren, kantonalen, noch weiter ausstrahlenden Museen und der Situation, wie wir sie jetzt in 
Aarau am Schlossplatz neu haben. Die 500 Franken vom Opernhaus kann ich nicht ganz 
nachvollziehen. Wenn man nämlich die 1,1 Mio. Franken durch die 10'000 Besucher divi-
diert, komme ich auf einen Betrag von rund 100 Franken. Auch das haben wir bereits ge-
wusst, als die Abstimmung 2009 vor das Volk gekommen ist. Was die Überschreitung des 
Kredits betrifft, haben wir das natürlich in der laufenden Kostenkontrolle immer geprüft. Wir 
sind tatsächlich bei einer Überschreitung in der Grössenordnung von 2 %. Es wird aber nicht 
so sein, dass eine Situation wie bspw. bei der KEBA entsteht, wo wir sehr weit darüber hin-
ausgeschossen sind. Wir müssen uns im Klaren sein, dass dieselben Hintergründe dazu ge-
führt haben. Man hat sehr knappe Reserven für einen Altbau eingerechnet, welcher noch et-
was älter ist als die KEBA. Alleine bei den elektrischen Installationen, welche man im Turm 
des 700-jährigen Gebildes anpassen musste, waren im Budget eigentlich Null Franken enthal-
ten. Diese kosten aber jetzt effektiv ca. 200'000 Franken. Wenn man an einer Ecke an einer 
solchen Leitung, welche vielleicht 1930 oder so einmal eingebaut worden ist, etwas zieht, 
kann das zu anderen Konsequenzen führen. Auch dort muss der Bauleitung ein grosses 
Kränzchen gewunden werden, dass sie während der ganzen Bauphase, in welcher immer wie-
der sehr  schwierige Situationen entstanden sind, den Überblick behalten und es immer wieder 
geschafft hat, an anderen Orten zu kompensieren, einzusparen sowie bessere und andere Lö-
sungen zu finden. Es ist so, dass wir gewisse Sachen dann gestrichen haben. Wir sind aber 
auch vernünftig vorgegangen und haben bspw. nicht den Windfang oder irgendeine Klimaan-
lage oder Videoüberwachung gestrichen. Wir haben geschaut, dass so gestrichen oder redu-
ziert werden kann, dass der Betrieb auch in den nächsten Jahren sichergestellt ist. Ich möchte 
doch nicht ausschliessen, dass das eine oder andere dann vielleicht in einem nächsten Budget 
umgesetzt werden soll. Ich denke dabei an die Beleuchtung des Turms. Diese haben wir im 
Rahmen der Schlossplatzsanierung streichen müssen. Das war auch nicht so geplant. Wir ha-
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ben sie dann explizit nicht ersetzt, weil sonst der Kredit überschritten worden wäre. Im Mo-
ment haben wir die Situation, dass der alte Turm in der Nacht nicht angeleuchtet werden 
kann. Ich gehe davon aus, dass man das im Laufe der nächsten Jahre dann einmal korrigieren 
kann. Das Sparpotential, welches Susanne Heuberger angesprochen hat, ist im Rahmen von 
Stabilo auch für ein Stadtmuseum bzw. ehemals Schlössli angedacht. Wir haben letzte Woche 
das erste Mal mit dem ja etwas verschobenen Projekt gestartet, und zwar mit Martin Heller, 
welchen alle, die an der Expo waren, kennen. Er wird das Projekt "Kultur" betreuen. Wir sind 
dort etwas in Verzug, weil wir es etwas anders organisieren mussten. Im ersten Verlauf wäre 
ja die Ortsbürgergemeinde noch etwas tangiert gewesen. Wir haben dann gesagt, dass dies 
nicht so geschickt wäre und wir lieber etwas machen möchten, bei dem die Einwohnerge-
meinde mit ihren heute vier Produktegruppen involviert ist. Das wird in den nächsten Mona-
ten zu Ergebnissen führen. Der Auftrag ist, aus diesen vier Produktegruppen "Kultur" mit 
"Kulturförderung", "Stadtmuseum", "Stadtbibliothek" und "KUK" insgesamt Massnahmen 
aufzuzeigen, mit welchen der Nettoaufwand über all diese Gruppen um 10 % reduziert wer-
den kann. Die Besucherzahlen haben wir bereits angesprochen, da sind wir sehr zuversicht-
lich. Auch wenn das jetzt hier mit dem Tarif nicht so geschickt erscheint, ist der Stadtrat froh, 
wenn Sie alle diesem Gebührenreglement zustimmen können, am 24. bis 26. April dann 
selbstverständlich bei der Eröffnung dabei sind und nachher, wenn möglich, jeden Monat 
einmal im Stadtmuseum vorbeikommen.                         
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir kommen nun zur Detaillesung. Zu § 1 liegen keine 
Wortmeldungen vor. Bei § 2 Abs. 2 liegt der Abänderungsantrag der FGPK vor. Zu diesem 
Abänderungsantrag liegen keine Wortmeldungen vor. Somit kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Abänderungsantrag der FGPK zu § 2 Abs. 2: 
 
Antrag FGPK An ausgewählten Tagen (Internationaler 

Museumstag, Spezialveranstaltungen usw.) 
kann der Stadtrat auf das Erheben von Ein-
trittsgebühren verzichten oder reduzierte 
oder erhöhte Eintrittsgebühren (bis maxi-
mal Fr. 50.--) festlegen. 
 

40 Stimmen 

Antrag Stadtrat An ausgewählten Tagen (Internationaler 
Museumstag, Spezialveranstaltungen usw.) 
kann der Stadtrat auf das Erheben von Ein-
trittsgebühren verzichten oder reduzierte 
oder erhöhte Eintrittsgebühren (bis maxi-
mal Fr. 20.--) festlegen. 
 

2 Stimmen 

 
Der Antrag der FGPK hat obsiegt. 
 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Bei § 3 liegt ein Abänderungsantrag der SVP vor. Nach-
dem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
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Abstimmung über den Abänderungsantrag der SVP: 
 
Antrag SVP § 3 Führungen und Workshops 

1 
Bei den Buchstaben h / i / j / k ist die Anga-
be inkl. Eintritt zu streichen.  
 

27 Ja-Stimmen 
20 Nein-Stimmen 

 
Der Antrag der SVP wird angenommen. 
 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Zu den §§ 4-12 liegen keine Wortmeldungen vor. Somit 
kommen wir zur  
 
Schlussabstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Das Gebührenreglement für das Stadtmuseum Aarau wird erlassen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 7 
 

GV 2014 - 2017 / 119 
 

31. Erweiterung und Sanierung Primarschule Schachen; Projektierungs-
kredit 
 

 
Mit Botschaft vom 2. März 2015 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag:  Der Einwohnerrat möge den Projektierungskredit für die Erweiterung und Sa-

nierung der Primarschule Schachen in der Höhe von Fr. 830'000.- inkl. MwSt. 
bewilligen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Zu diesem Geschäft liegt ein Abänderungsantrag von 
Pro Aarau vor mit folgendem Wortlaut: 
 
Der Einwohnerrat möge den Projektierungskredit für die Erweiterung und Sanierung der 
Primarschule Schachen in der Höhe von Fr. 700'000.- inkl. MwSt, bewilligen. 
 
Zudem liegt ein Ergänzungsantrag der CVP-Fraktion vor mit folgendem Wortlaut: 
 
Die Projektierung des Erweiterungsbaus soll für eine Variante in Systembauweise erfolgen. 
 
Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 10. März 2015 beraten und empfiehlt es zur 
Annahme. 
 
Markus Hutmacher, Präsident FGPK: Die FGPK hat sich am 10. März 2015 mit diesem 
Geschäft auseinandergesetzt. Als Auskunftspersonen sind uns die Stadträtin Franziska Graf 
und der Stadtbaumeister Felix Fuchs zur Verfügung gestanden. Die Auskunftspersonen erläu-
terten einleitend, dass die Erweiterung des Primarschulhauses Schachen weniger wegen der 
Systemänderung 6/3, als vielmehr aufgrund der gestiegenen Schülerzahlen notwendig sei. Der 
Anteil der Kinder in der Bevölkerung nimmt zu, weshalb ein zusätzlicher Bedarf an Kinder-
garten- und Primarschulraum besteht. Beim vorliegenden Projekt kann, dank einer rechtzeiti-
gen Erweiterung, auf Provisorien bei der Sanierung des Altbaus verzichtet werden. Als erstes 
wollte die Kommission Auskunft zu den prognostizierten Schülerzahlen erhalten. Speziell 
wollte man wissen, wieso von 2014 bis 2022 die Schülerzahl um 250% zunehmen sollte. Die 
Auskunftspersonen erläuterten, dass als Basis der Berechnung der Schülerzahlen das Raum-
entwicklungsleitbild gilt. Die Berechnung der Schülerzahlen für die einzelnen Schulanlagen 
ist detailliert vorhanden. Für die noch nicht geborenen Jahrgänge werden verschiedene mögli-
che Entwicklungen berücksichtigt wie z. B. die Geburtenrate. Das Einzugsgebiet der Primar-
schule Schachen ist relativ gross. Der grösste Treiber hinter der Zunahme der Anzahl Schü-
ler/-innen und Abteilungen am Standort Schachen sind jedoch die flexiblen Schulkreisgrenzen 
gegenüber den benachbarten Schulkreisen Gönhard und Aare. Dank der Flexibilisierung der 
Grenze zwischen den Schulkreisen kann das Wachstum an Abteilungen aber an einem Schul-
standort konzentriert werden. Für die Kommission stellte sich die Frage, ob es durch den Sys-
temwechsel nicht freien Raum in den Oberstufenschulhäusern habe. Weiter regte sie an, zu 
prüfen, ob bezüglich der Raumnutzung Synergien mit dem Oberstufenschulhaus möglich sei-
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en. So wäre dies für die Werkräume sicher möglich. Auch ein gemeinsamer Mehrzweckraum 
könnte vorgesehen werden. Die Auskunftspersonen erläuterten, dass dies nicht der Fall sei, 
weil die Zunahme der Anzahl Kinder auch Auswirkungen auf die Oberstufe haben werde. 
Zurzeit besteht etwas Raumreserve in den Oberstufenschulanlagen, diese werden aber im 
Laufe der nächsten Jahre wieder benötigt. Weiter wurde erläutert, dass noch unklar sei, wie es 
mit dem Oberstufenschulhaus weitergehen solle. Das Schulhaus ist sanierungsbedürftig, es ist 
in einem relativ schlechten Zustand. Aber auch in Buchs steht ein sanierungsbedürftiges 
Oberstufenschulhaus. Im Zusammenhang mit der Bildung einer Kreisschule muss geprüft 
werden, ob anstelle der teuren Sanierung von zwei Schulanlagen nicht besser eine gemeinsa-
me neue Schulanlage für die Kreisschule im Zentrum des Verbandsgebietes erstellt wird. Aus 
diesem Grund muss die Primarschulanlage in sich selber funktionieren, d.h., die notwendigen 
Räume müssen in der Primarschulanlage vorhanden sein, sodass diese auch ohne das OSA 
genutzt werden kann. Die Kommission wollte wissen, wie weit die Planung der Sporthalle 
Schachen beim vorliegenden Projekt miteinbezogen wird. Die Auskunftspersonen stellten 
fest, dass bezüglich der Planung keine direkten Zusammenhänge bestünden. Die beiden Pro-
jekte sind unabhängig voneinander zu betrachten und es gibt auch keine Synergien. Weiter 
wurden bautechnische Fragen gestellt. Dazu führten die Auskunftspersonen aus, dass sowohl 
in Bezug auf Altlasten als auch zum Grundwasserspiegel keine Probleme erwartet werden. 
Der Grundwasserpegel liegt unter der bestehenden und der neu geplanten Bodenplatte des 
Schulhauses. Zurzeit muss ein Anschluss an die Wärmezentrale der Sporthalle erfolgen, weil 
der Wärmeverbund der IBAarau AG erst nach der Erweiterung der Schulanlage realisiert 
wird. Die Anschlussmöglichkeit an diesen Wärmeverbund soll aber geschaffen werden. Die 
Kommission stellte fest, dass der Erweiterungsbau im Vergleich zu anderen Bauweisen eher 
teuer sei. Speziell eine Modulbauweise würde vermutlich kostengünstiger ausfallen. Es stellte 
sich die Frage, ob diesbezüglich auch Vergleiche mit anderen Schulbauten gemacht worden 
sind. Die Auskunftspersonen wiesen darauf hin, dass Modulbauten für eine wesentlich kürze-
re Lebensdauer konzipiert und in den meisten Fällen auch nicht unterkellert seien. Die vorlie-
gende Erweiterung ist für eine wesentlich längere Lebensdauer vorgesehen und umfasst auch 
eine Erweiterung des Untergeschosses. Man muss vorsichtig sein und immer Gleiches mit 
Gleichem vergleichen. Der Vergleich wird sicher bei der Ausarbeitung des Bauprojektes wie-
der gemacht. Vorliegend ist die Aufgabe sicher etwas einfacher, weil es um einen Anbau an 
eine bestehende Struktur geht. Die Kommission wollte wissen, ob schon einmal eine Grund-
satzdiskussion darüber geführt worden ist, ob man Bauten für lange Zeit erstellen soll oder ob 
auch mit Modulbauten, welche man sogar umplatzieren könnte, gearbeitet werden soll. Die 
Auskunftspersonen stellten fest, dass diese Diskussionen schon auf verschiedensten Ebenen 
geführt worden sind, nämlich bei der Schulpflege, der Arbeitsgruppe Schulraumplanung und  
beim Stadtrat. Der Stadtrat ist sich einig, dass die Primarschulhäuser in den Quartieren beibe-
halten werden sollen. Die Quartierschulhäuser liegen an den richtigen Orten und werden auch 
in Zukunft auf lange Sicht ausgelastet sein. Modulbauten sind zudem, was einen Standort-
wechsel betrifft, nur bedingt flexibel. Es wird angestrebt, nachhaltig zu bauen. Aufgrund des 
Termindrucks sind im Projektierungskredit auch bereits die Leistungen für das Baubewilli-
gungsverfahren und die Ausschreibungspläne enthalten. Die Kommission stellte fest, dass bei 
einer Ablehnung des Baukredites diese Arbeiten vergebens gemacht und bezahlt worden sind. 
Die Auskunftspersonen wiesen auf die Zeitersparnis bei diesem Vorgehen hin. Das Risiko 
einer Kreditablehnung wird aufgrund des ausgewiesenen  Bedarfs als klein erachtet. In der 
Schlussdiskussion wurde die Vorlage wie folgt gewürdigt: Die Kosten sind zu hoch. Es wird 
begrüsst, dass die Umgebungsplanung miteinbezogen wird. Die Entwicklung der Schülerzah-
len führte zu Fragezeichen. Es stellte sich die Frage, ob man nicht eher auf Modulbauten set-
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zen sollte. Es bestand die Angst, dass unnötiger Schulraum gebaut würde. Die Kommission 
stimmte dem stadträtlichen Antrag mit 9 Ja-Stimmen gegen 1 Nein-Stimme zu. 
 
Ueli Hertig: Der Erweiterung und gleichzeitigen Sanierung der Primarschule im Schachen 
kann unsere Fraktion zustimmen. Der aufgezeigte Bedarf, das Vorgehen und die zu erwarten-
den Investitionen sind nachvollziehbar. Solange die Zukunft des Oberstufenschulhauses OSA 
noch offen ist, macht es auch Sinn, die Primarschule als autonomes Gebäude zu projektieren. 
Nur einen Punkt finden wir nicht sinnvoll. Deshalb hat Pro Aarau einen Abänderungsantrag 
eingereicht. Mit dem Projektierungskredit soll phasengerecht nur die Projektierung, das heisst 
das Vorprojekt, das Bauprojekt und das Bewilligungsverfahren ausgelöst werden. Die weitere 
Phase, nämlich die Ausschreibungspläne, soll erst nach Genehmigung des Baukredites durch 
den Einwohnerrat und das Volk mit der Ausführungsphase erfolgen, denn heute kennen wir 
weder das Projekt, noch die definitiven Kosten. Als Architekt würde ich mich über einen Auf-
trag freuen, wenn mit der Projektierung auch schon die Ausschreibungspläne enthalten wären. 
Aber als Einwohnerrat finde ich dieses Vorgehen wirklich nicht sinnvoll, denn heute weiss 
niemand, ob es nicht doch Widerstand gibt, sei es aus finanziellen Gründen oder gegen das 
Projekt selbst. Deshalb bitte ich Sie, unseren Abänderungsantrag, der den Projektierungs-
kredit um 130'000 Franken auf 700'000 Franken reduziert, zu unterstützen. Noch zum Ergän-
zungsantrag der CVP: Bei der Projektierung soll auch eine Variante Systembauweise erar-
beitet werden. Diesen Antrag empfehle ich Ihnen zur Ablehnung. Es ist nicht ein Neubau, 
sondern eine Erweiterung einer bestehenden Schulanlage. Es ist einfach das falsche Projekt, 
um eine Variante Systembauweise zu prüfen. Dazu werden die Planer und die Baukommis-
sion sicher die verschiedenen Bauweisen prüfen und die sinnvollste vorschlagen. Da mit der 
Erweiterung auch die Erdbebenertüchtigung erfolgt, wird das die Konstruktionsweise mass-
geblich mitbestimmen. Und zuletzt verursacht dieser Zusatzauftrag auch Kosten. 
 
Peter Roschi: Es geht nicht darum, dass wir zusätzliche Kosten verursachen wollen. Wir 
möchten bei diesem Erweiterungsbau, dass nur die Variante Systembauweise gemacht wird. 
In Zeiten knapper Finanzen und Sparprogrammen, Stabilo 2 lässt grüssen, garantiert die Sys-
tembauweise einen effizienten Bauprozess und Kostensicherheit. Systembauten ermöglichen 
es, schnell durch flexible und veränderbare Raumaufteilung, also mit Erweiterungen oder 
Rückbau, auf Kapazitätsschwankungen zu reagieren. Der moderne Systembau integriert Um-
weltschutz und Energieeffizienz zu nachhaltigen Gebäuden. Mit dem Ziel, die Umwelteinwir-
kung von Gebäuden über ihre gesamte Lebensdauer möglichst gering zu halten und die Ge-
sundheit und den Komfort der Nutzer zu optimieren, leistet der Systembau einen wertvollen 
Beitrag zur Errichtung intelligenter Gebäude. Ich habe mich etwas bei Personen umgehört, 
welche Systembauten machen. Die Zahlen von 10 und 15 Jahren Lebensdauer finden diese 
alle etwas an den Haaren herbeigezogen. Sie sagen mir, dass heutige Systembauten eine ver-
gleichbare Lebensdauer hätten wie herkömmliche Bauten und den aktuellen Energiestandards 
entsprächen. Deshalb verstehe ich nicht, dass in den Vorlagen immer steht, Systembauten 
hätten eine Lebensdauer von 10 bis 15 Jahren. Man kann also davon ausgehen, dass System-
bauten all die Wünsche, welche man hat, erfüllen können. Wir legen Ihnen ans Herz, dies jetzt 
einmal gutzuheissen. So kommen wir doch dazu, endlich einmal einen Systembau wirklich 
anzuschauen und nicht immer zu sagen, es sei zu teuer und wir würden dann schauen.  
 
Christian Oehler: Ich habe noch ein Anliegen, welches mir aufgefallen ist. In der Version 
der Aktenauflage zu der Botschaft, im Aufgabenkatalog auf der Seite 7, fehlen wichtige The-
men. Es ist in erster Linie die Rede von Bauten und Umgebung. Mir fehlen aber, und das soll-
te auch im Projekt behandelt werden, die Themen "Geologie", "Bodenbeschaffenheit und 
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Grundwasser", (in der Botschaft ist auf einer Seite das Thema "Hochwasser" erwähnt), 
"Benchmark und Kostenanalyse", "Altlasten und belastetes Material". Bei den bisherigen Pro-
jektierungskrediten sind diese Themen nie beachtet worden. Das hat in diesem Rat immer 
wieder für etwas Unmut gesorgt. Um endlich bei diesem Projekt umfassende Aussagen zu 
erhalten, erwarten wir noch folgende Aufgaben: Analyse der Geologie, der Bodenbeschaffen-
heit und der Situation Grundwasser. Es ist sehr zu begrüssen, wenn man die Erfahrungen und 
Kennwerte der neueren Gebäude in der Umgebung wie OSA, Wohn- und Geschäftshaus Ri-
viera und das Verwaltungsgebäude der ref. Landekirche anschaut. Dort gibt es sicher Er-
kenntnisse, welche beim Bauen entstanden sind. Diese sollten bei diesem Projekt berücksich-
tigt werden. Ein wichtiges Anliegen ist das Thema "Benchmark und Kostenanalyse": Es soll 
über die Referenzwerte nach Preisen für m2 und m3 sowie aufgeteilt nach Arbeitsgattungen, 
Sanierungen und Erweiterungen und im Verglich mit ähnlichen Projekten gemacht werden. 
Das soll auch ausserhalb des Kantons erfolgen. Ich schlage da die Kantone Zürich, Luzern, 
Bern und Baselland vor. Es muss nicht mit den teuersten Objekten verglichen werden, son-
dern auch einmal mit den günstigsten. Da sollte man mindestens einmal 10 Objekte verglei-
chen können. Weiter zum Thema "Altlasten und belastetes Material": Dieses Terrain ist doch 
irgendwie aufgeschüttet worden. Wie sieht das aus, welche Baustoffe hat es auf und unter 
dem Boden  und auch im bestehenden Gebäude und was sind dann die daraus resultierenden 
Erkenntnisse und Massnahmen, der Bedarf und die Kosten? Das muss unbedingt in dieses 
Projekt einbezogen werden. Für uns sind die Aussagen zu diesen Themen relevant und stellen 
ein Muss dar. Wenn diese nicht behandelt werden und in der Botschaft zum Baukredit nicht 
aufgeführt sind, ist es für uns schwierig, dann wirklich einem Baukredit zustimmen zu kön-
nen. 
 
Eva Schaffner Wicki: Die SP-Fraktion unterstützt den Antrag von Pro Aarau. Wir finden die 
Splittung der Projektierung in die vorgeschlagenen zwei Phasen nachvollziehbar. Wir denken, 
wie es auch im Referat von Ueli Hertig betont worden ist, dass es eine Art demokratischer 
Mitsprache zum richtigen Zeitpunkt ermöglicht. Dem Antrag der CVP werden wir nicht zu-
stimmen. Für uns ist die Ausschliesslichkeit, nur noch Modulbauweisen zu prüfen, nicht ein-
leuchtend, v.a. nicht im jetzigen Moment, wo man ja nicht zwingend einen Neubau plant, 
sondern eine Sanierung. Wir würden es aber begrüssen, wenn im Rahmen weiterer oder zu-
künftiger Projektierungskredite tatsächlich auch die Möglichkeit einer System- oder Modul-
bauweise geprüft würde.      
 
Thomas Richner: Die Planung von Schulbauten basiert immer auf Prognosen über die mög-
liche, zukünftige Entwicklung der Schülerzahlen. Beim vorliegenden Geschäft geht diese 
Prognose davon aus, dass sich die Primarschülerzahl im Schachen von derzeit 96 Schüler auf 
224 Schüler im Jahr 2020 erhöht. Glaubt man dieser Prognose, so ist die Erweiterung des 
Primarschulhauses im Schachen nicht vermeidbar. Die Machbarkeitsstudie sieht eine Erweite-
rung des bestehenden Schulhauses vor, was uns eine gute Lösung zu sein scheint. Die Schät-
zung der Investitionskosten sind mit Gesamtkosten von 6,4 Mio. Franken wie gewohnt sehr 
hoch. Eingeschlossen sind aber etwa 1,5 Mio. Franken für die Sanierung des bestehenden 
Teils und eine sehr grosszügige Aufwertung des Pausenplatzes von 450'000 Franken. In der 
Machbarkeitsstudie war dafür nur 60'000 Franken für die Wiederherstellung vorgesehen. 
Auch die angestrebte Minergie-Zertifizierung wird es sicher nicht günstiger machen. Wir hof-
fen aber, dass sich bei der Projektierung dann das Kostenbewusstsein noch etwas durchsetzen 
kann. Zum Projektierungskredit: Die Projektierung des Schachenschulhauses auf der aktuel-
len Schätzung der Schülerzahlen befürworten wir. Beim zeitlichen Ablauf sehen wir auch 
noch Potential, die Basis für die zukünftige Entscheidung über den Baukredit zu verbessern. 
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Bis im 2. Quartal 2016 sollte es möglich sein, die Entwicklung der Schülerzahlen noch mit 
grösserer Gewissheit abzuschätzen und auch die Entwicklung in Sachen Kreisschule Aarau-
Buchs besser zu kennen. So könnte bis dann auch die Frage geklärt werden, ob sich gewisse 
Räume der Oberstufe im Schachen für die Primarschule nutzen lassen. Machen wir also vor-
erst den ersten Schritt und projektieren die Erweiterung und Sanierung. Der Zeitplan erlaubt 
es, erst dann, auf einer verbesserten Basis, über die nächsten Schritte zu entscheiden und sie 
zeitgerecht anzugehen. Die SVP-Fraktion unterstützt deshalb den Abänderungsantrag von Pro 
Aarau. Beim Ergänzungsantrag der CVP können wir uns spontan den Äusserungen von Ueli 
Hertig anschliessen. Es scheint uns auch, dass ein Systembau als Anbau der falsche Weg ist. 
Der Rückbau dieses Anbaus wäre dann ja nicht so einfach möglich. Man hätte eine offene 
Wand am bestehenden Schulhaus. Wir sehen eher so etwas wie einen Modulbau. Die Planer 
sollen sowieso kostenbewusst planen und uns die beste Lösung vorschlagen. Wir werden den 
Antrag der CVP mehrheitlich ablehnen. 
 
Peter Roschi: Ich sage noch einmal kurz etwas zum Projekt als solches: Wenn ich das richtig 
verstanden habe, wird in Zukunft die Schulkreisgrenze aufgehoben und Schulkinder werden 
am Aareschulhaus vorbeilaufen und ins Schachenschulhaus gehen, damit dort dann auch die 
entsprechenden Schülerzahlen erreicht werden. Ich nehme an, das wird so sein. Ich bin noch 
nicht sehr lange im Einwohnerrat, lese die Vorlagen aber jeweils sehr genau durch. Dort fällt 
mir einfach immer wieder auf, dass bei allen Bauvorlagen steht: "Die Kosten erscheinen eher 
hoch" oder "Die Kosten sind hoch". Ich frage mich, weshalb das so ist. Hat es damit zu tun, 
dass generell am oberen Ende der vom SIA vorgegebenen Normen budgetiert wird? Oder ist 
es so, dass man am Schluss einfach gerne sagt, man habe ja noch 160'000 Franken sparen 
können, wie z. B. beim Tellischulhaus? Ich würde mir wünschen, dass man in Zukunft nach 
der Beratung in der FGPK den Satz liest: "Die Kosten entsprechen den marktüblichen Gege-
benheiten." Beim Lesen der Vorlage ist mir auch Folgendes aufgefallen, ich zitiere den Punkt 
1.2. Bestehendes Schulhaus und Schulareal, Abschnitt 2: "Wesentliche Mängel bestehen je-
doch – gemessen an den heutigen Vorschriften – punkto Statik, Erdbebensicherheit, Flucht-
wege, Behindertengerechtigkeit und Hochwasserschutz." Ich bin der Meinung, das ist analog 
zum OSA, dort ist es dasselbe. In Bezug auf Fluchtwege und Alarmierung hätte ich an dieser 
Stelle noch eine Anmerkung zu machen: Sollte es je einmal in einem Aarauer Schulhaus 
brennen, schliesst ein Brandmelder die entsprechenden Brandschutztüren, aber das wird nie-
mand merken, da kein akustischer Alarm erfolgt. Dies entspricht den gesetzlichen Normen 
des Kantons Aargau. In anderen Kantonen sieht das ein wenig anders aus. Was heisst das nun 
konkret, wenn ein solches Feuer losgeht? Entscheidend für die Bekämpfung eines Brandes, 
und das wissen alle, welche schon einmal in der Feuerwehr tätig waren, ist der Faktor Zeit. Je 
früher der Brand entdeckt wird, desto geringer ist allenfalls der Schaden, und der Brand kann 
ev. mit den im Schulhaus gesetzlich vorgeschriebenen Mitteln bekämpft werden. Wenn aber 
niemand merkt, dass es im Keller unten brennt, und man es erst merkt, wenn es im 1. Stock 
Rauch hat, ist es wahrscheinlich ein bisschen schwierig. Wir von der CVP verlangen, dass in 
Zukunft bei Sanierungen von Schulanlagen bei der Sicherheit nicht gespart wird und nicht nur 
gesetzlich vorgeschriebene Massnahmen gemacht werden, sowohl in Bezug auf die Alarmie-
rung im Brandfall, als auch auf Amoktaten. Das ist einfach heute der Stand der Technik und 
von uns aus gesehen absolut zwingend notwendig. Verschiedene Evakuationsübungen haben 
auch gezeigt, dass der heutige Zustand so nicht funktioniert. Zum Schluss noch ein paar Zah-
len, damit nicht gesagt werden kann, es brenne ja sowieso nie: In der Schweiz haben wir 
20'000 Brände jährlich in Häusern und Wohnungen. Dabei verlieren jedes Jahr 40 Menschen 
ihr Leben. Durchschnittlich 200 Menschen tragen schwerste Brandverletzungen davon. Es 
gibt deutlich über eine halbe Mia. Franken an Schäden. Die Frage ist nicht, ob es je in einem 
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Aarauer Schulhaus brennt. Die Frage ist, was passiert, wenn es brennt. Dann sollten wir vor-
bereitet sein und uns nicht Vorwürfe gefallen lassen müssen, wir hätten das eine oder andere 
nicht gemacht.   
 
Franziska Graf, Stadträtin: Ich beginne mit dem Abänderungsantrag von Pro Aarau und 
dem Votum dazu von Ueli Hertig: Ich möchte gerne darlegen, welches die Überlegungen des 
Stadtrates waren, dieses aussergewöhnliche Vorgehen vorzuschlagen. Aus unserer Sicht 
macht es Sinn, wenn Schulraum auf den Schuljahresbeginn hin fertiggestellt ist. Das ist ei-
gentlich schon die ganze Erklärung zu diesem Vorgehen. Der Stadtrat möchte wirklich, dass 
möglichst wenige Provisorien erstellt werden müssen. Er hat gesehen, dass dies möglich ist, 
wenn man das Verfahren strafft. So ist sein Vorschlag entstanden, wie das gemacht werden 
könnte, damit eben die Schulzimmer dann bezugsbereit sind, wenn das Schuljahr beginnt und 
die neuen Schüler dastehen. Das andere, von Ueli Hertig erläuterte Vorgehen ist korrekt. Das 
ist das übliche Vorgehen, wie wir es sonst machen. Der Stadtrat bittet Sie aber, den Antrag 
von Pro Aarau nicht zu unterstützen, sondern dem stadträtlichen Antrag Ihre Stimme zu ge-
ben. Ich komme nun zum Ergänzungsantrag der CVP: Dem Stadtrat wäre es zuerst noch 
wichtig, den Begriff zu klären. Die CVP wünscht eine "Systembauweise". Der Stadtrat hat 
das, weil es ihm selber nicht ganz klar war, abgeklärt: Bei der Systembauweise gibt es zwei 
verschiedene Varianten, nämlich mit Modulen oder mit Elementen. Bei den Elementen ist 
man flexibler, da kann noch einiges vorgegeben werden. Die Anfertigung wird nach Mass 
gemacht, ist aber wahrscheinlich schlussendlich auch nicht ganz so günstig wie Module. Beim 
Modulbau gibt es verschiedene Angebote. Diese sind aber ziemlich fix. Da kann nicht auf die 
Wünsche des Kunden eingegangen werden. Bei der Variante mit Modulen wären z. B. fixe 
Raumhöhen gegeben. Beim betroffenen Schulhaus ist die Raumhöhe relativ hoch und ent-
spricht überhaupt keiner Normhöhe. Ein Anbau müsste eigentlich daran angepasst werden, 
sonst stimmen nachher die Gänge nicht mehr überein. Wenn man z. B. im 2. Stock in den 
Anbau hinübergehen möchte, würde es dann irgendwie eine Treppe hinunter geben. Dazu 
kommt, dass der Stadtrat die Sanierung und den Anbau zusammen projektieren und ausführen 
möchte. Wir gehen davon aus, dass Sie sich gedacht haben, dies mache keinen Unterschied. 
Bei der Variante des Stadtrates ist aber angedacht, dass für die Erdbebensicherheit des alten 
Teils der Anbau wie eine Stütze funktionieren kann. Wenn man da etwas macht, das nicht gut 
und fest verbunden werden kann, dann funktioniert diese Idee nicht mehr. Wenn Sie gedacht 
haben, dass man ein Modul als ein in sich geschlossener Bau daneben stellen würde, dann 
stellt sich für den Stadtrat die Frage, ob das überhaupt Platz hätte. Wir kommen mit dem An-
bau schon sehr nahe an das Strässchen heran. Wenn man jetzt noch ein separates Gebäude 
hinstellen würde, bräuchte das ja etwas Abstand. Es müsste zuerst geprüft werden, ob das 
überhaupt funktionieren würde. Wir wissen aber jetzt schon, dass es sicher zwei Lifte bräuch-
te, damit beide Bauten hindernisfrei begehbar wären. Jedes Gebäude müsste eine eigene Lift-
anlage haben, was wir uns nicht gerade kostensparend vorstellen. Ich kann jetzt noch etwas 
ergänzen, was ich an der Sitzung der FGPK noch nicht gewusst habe: Letzte Woche war ich 
an einer Tagung der Städteinitiative. Dabei handelt es sich um eine Vereinigung, in welcher 
sich verschiedenste Städte der Schweiz zusammenschliessen. Es ging um das Thema "Schul-
raumplanung". Es war nicht, wie man sich das vielleicht vorstellen könnte, im Sinne einer 
Selbsthilfegruppe, wo alle kamen, welche es nicht im Griff haben. Man hat bewusst Städte 
angefragt, ein Referat zu halten, welche von sich sagen, sie hätten es im Griff. Ich war an die-
ser Tagung zusammen mit dem Projektleiter "Stadtentwicklung", welcher für uns die Schul-
raumplanung macht. Wir durften am Schluss dieses Tages sagen, dass Aarau sehr viel macht 
und einen hohen Level auf diesem Gebiet aufweist. Das Fazit dieses Tages aus den Erfahrun-
gen der anderen Städte ist eines, welches wir eigentlich auch selber für Aarau gezogen haben: 
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Modulbauten oder Elementbauten eignen sich sehr gut; Modulbauten, um Spitzenwerte zu 
überbrücken, wenn man sieht, dass die Schülerzahlen wieder sinken, und Elementbauten, wie 
Sie es aus Ihren Voten schon gehört haben, um einen Bau auf der grünen Wiese zu realisieren. 
Dort ist das wirklich ideal und so etwas würde ich auch gerne einmal vorschlagen. Jetzt spre-
chen wir aber von einem Anbau. Bei Anbauten, wie auch bei Schulhäusern, bei welchen man 
sieht, dass der Bedarf langfristig besteht, ist man sich in der Schweiz mehrheitlich einig, dass 
es sich lohnt, ganz solide und für eine wirklich lange Dauer zu bauen. Unter dem Strich ist 
das, über alle Kosten gesehen, die günstigste Variante. Uns ist ja allerseits klar, dass es ein 
Bedürfnis des Einwohnerrats ist, mehr Informationen in Sachen Schulraumplanung, aber auch 
in Sachen Schulraumbau zu bekommen. Der Stadtrat hat in Zusammenarbeit mit der Verwal-
tung entschieden, eine Information zu diesem Thema zu organisieren. Wir werden auf Sie 
zukommen, wann diese Information stattfinden kann. Wir klären jetzt noch ab, dass sich beide 
Seiten einmal Zeit nehmen, sich sehr ausführlich über dieses Thema zu informieren, Fragen 
beantworten und diskutieren zu können, ohne dass immer gleich ein Geschäft davon abhängt. 
Ich möchte eigentlich nur auf ein Votum von Ihnen zurückkommen, nämlich auf das von Pe-
ter Roschi. Es ist natürlich nicht so geplant, dass nachher ganze Schulklassen am Aareschul-
haus vorbeilaufen. Es ist mir nicht bekannt, dass hinten am Aareschulhaus so viele Personen 
wohnen. Wie ich auch schon in der FGPK ausgeführt habe, sind die Schulkreise jetzt schon 
flexibel. Die Schulpflege hat schon vor einiger Zeit entschieden, dass die Schulkreise nicht 
mehr so fix sind. Man weiss nicht, wenn jemand an einer bestimmten Strasse wohnt, dass man 
sicher in ein bestimmtes Schulhaus eingeteilt wird. Die Schulpflege braucht etwas Flexibilität, 
damit sie die Einteilungen dem Schulraum anpassen kann und das besser funktioniert. Es gibt 
eine Karte, wie die Schulpflege das macht. Ich habe die Karte an der FGPK-Sitzung gezeigt. 
Leider habe ich sie jetzt nicht gleich zur Hand. Ich zeige sie aber Peter Roschi oder allen Inte-
ressierten, welche sie noch einmal sehen möchten, sehr gerne. Die Flexibilisierung funktio-
niert schon so. Ich glaube, da darf man der Schulpflege vertrauen, dass sie ihren gesunden 
Menschenverstand bei der Einteilung der Schulkreise walten lässt. Das hat bis jetzt so funkti-
oniert und traue ich ihr auch in Zukunft zu. Der Stadtrat wünscht sich in Bezug auf den Er-
gänzungsantrag der CVP, dass Sie den stadträtlichen Antrag unterstützen und der Anbau in 
fester Bauweise, bzw. nach dem besten Vorschlag der Fachleute, projektiert werden kann.                         
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zu den 
 
Abstimmungen 
 
Abstimmung über den Ergänzungsantrag der CVP-Fraktion: 
 
Der Antrag der CVP-Fraktion 
 
Die Projektierung des Erweiterungsbaus soll für eine Variante in Systembauweise erfolgen 
 
wird mit 12 Ja-Stimmen gegen 34 Nein-Stimmen abgelehnt. 
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Abstimmung über den Abänderungsantrag von Pro Aarau: 
 
Antrag Pro Aarau Der Einwohnerrat möge den Projektie-

rungskredit für die Erweiterung und Sanie-
rung der Primarschule Schachen in der 
Höhe von Fr. 700'000.- inkl. MwSt, bewilli-
gen. 
 

47 Stimmen 

Antrag Stadtrat Der Einwohnerrat möge den Projektie-
rungskredit für die Erweiterung und Sanie-
rung der Primarschule Schachen in der 
Höhe von Fr. 830'000.- inkl. MwSt, bewilli-
gen. 
 

0 Stimmen 

 
Der Antrag von Pro Aarau hat obsiegt. 
 
 
Schlussabstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden  
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat bewilligt einen Projektierungskredit für die Erweiterung und Sanierung 
der Primarschule Schachen in der Höhe von Fr. 700'000.- inkl. MwSt. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
 
  



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 23. März 2015 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 74 

 

Traktandum 8 
 

GV 2014 - 2017 / 121 
 

32. Investitionsbudget 2015; Darlehen an die Stadion Aarau AG (SAAG); 
Umwandlung in einen Verpflichtungskredit 
 

 
Mit Botschaft vom 2. März 2015 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag:  Der Einwohnerrat möge anstelle des im Investitionsbudget 2015 

(2600.E60.5.525) enthaltenen Darlehens von 300'000.00 Franken an die Stadi-
on Aarau AG (SAAG) einen Verpflichtungskredit von 300'000.00 Franken be-
willigen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 
10. März 2015 beraten und empfiehlt es zur Annahme. 
 
Markus Hutmacher, Präsident FGPK: Die FGPK hat sich am 10. März 2015 mit diesem 
Geschäft beschäftigt. Als Auskunftspersonen sind uns Stadtrat Lukas Pfisterer, die Leiterin 
der Abteilung Finanzen, Madeleine Schweizer, und der Stadtbaumeister Felix Fuchs zur Ver-
fügung gestanden. Die Auskunftspersonen hielten einleitend fest, dass mit dem Budget 2015 
ein Darlehen an die Stadion Aarau AG durch den Einwohnerrat beschlossen worden ist. Es 
geht jetzt um die Umwandlung dieses Darlehens in einen Verpflichtungskredit. Ursprünglich 
war vorgesehen, dass der Stadion Aarau AG ein rückzahlbares Darlehen gewährt wird, damit 
diese ihre Verbindlichkeiten erfüllen kann. Zwei Probleme haben nun aber zum vorliegenden 
Antrag geführt: Erstens ist eine Kapitalbeschaffung für die Stadion AG nicht möglich, da im-
mer noch keine rechtskräftige Baubewilligung vorliegt. Zweitens besteht auch ein aktien-
rechtliches Problem: Das Darlehen würde bei der Stadion AG zu einer Überschuldung und 
damit zu einem Konkursverfahren führen. Die Stadt Aarau übernimmt somit, wie ursprüng-
lich eigentlich geplant, die weiteren Planungs- und Errichtungskosten. Der vorliegende An-
trag ist eigentlich ein Folgebeschluss der bisherigen Volksentscheide. Auch bisher schon 
wurden alle Rechnungen im Zusammenhang mit der Stadion AG durch die Stadt bezahlt, das 
heisst, die Stadion AG hat bisher keine Kosten übernommen. Die Kommission wollte wissen, 
ob es eine Rückzahlungs- bzw. Verrechnungsklausel bei Realisierung des Stadions gebe. Die 
Auskunftspersonen erläuterten, dass bei einer Nichtrealisierung des Stadions ein Teil dieses 
Kredites vermutlich nicht benötigt werde, weil der Kredit auch für die Baubegleitung gedacht 
sei. Eine Rückzahlungsklausel ist nicht vorgesehen. Dies wäre zurzeit auch nicht möglich, 
weil damit die Stadion AG wieder in eine Überschuldungssituation geraten würde. Eine Er-
höhung des Aktienkapitals würde auch keinen Sinn machen. Zwar würde sich damit die Limi-
te für die Verschuldung erhöhen, das Problem wäre aber nicht gelöst, sondern nur verschoben. 
Wenn man also mit den Arbeiten weiterfahren will, benötigt es diesen Verpflichtungskredit. 
Sollte es der Stadion AG später einmal finanziell sehr gut gehen, kann allenfalls das Geld 
über die Ausschüttung einer speziellen Dividende wieder zurückgeholt werden. Der beantrag-
te Kredit kann aber auch nicht mit den vom Volk bewilligten 17 Mio. Franken verrechnet 
werden. Bei diesem Kredit handelt es sich um den Kaufpreis für den Miteigentumsanteil. Die 
Stadion Aarau AG gehört aber zu 100 % der Stadt Aarau. Wie die späteren Besitzverhältnisse 
an der Stadion AG sein werden, kann man heute noch nicht abschliessend sagen, aber die 
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Einwohnergemeinde Aarau wird die Mehrheit behalten. Bis jetzt wurden für das Stadionpro-
jekt folgende Mittel bewilligt: Im Jahr 2007 wurde der Planungskredit von brutto 1,6 Mio. 
Franken durch Einwohnerrat und Volk bewilligt. Aus diesem Bruttokredit wurden 100'000 
Franken durch den Stadtrat der Stadion Aarau als Gründungskapital zur Verfügung gestellt. 
Weiter stimmten Einwohnerrat und Volk in der Urnenabstimmung vom 24. Februar 2008 ei-
nem Erwerb des Miteigentumsanteils am Stadion für 17 Mio. Franken zu. Dann gab es noch 
einen Beschluss des Stadtrates vom 23. April 2012 über einen Zusatzkredit von 300'000 Fran-
ken für den Aufbau dieser Trägerschaft. Ein Teil dieses Kredites musste ungeplant für die 
verschiedenen  Rechtsmittelverfahren eingesetzt werden. Zur hängigen Beschwerde wollte die 
Kommission wissen, wie der Stadtrat die Aussichten des Beschwerdeführers auf Gutheissung 
der Beschwerde einschätze und wie lange das Verfahren noch dauern könnte. Gemäss den 
Auskunftspersonen war der Entscheid des Regierungsrates klar. Es wurde festgestellt, dass 
die Baubewilligung zu Recht erteilt worden ist. Man hat nicht das Gefühl, dass das Verwal-
tungsgericht völlig anders entscheiden wird. Eine Garantie dafür gibt es aber nicht. Ein jahre-
langes  Verfahren wird aber nicht befürchtet, weil nur noch das Bundesgericht als letzte In-
stanz zur Verfügung steht. Die Kommission wollte wissen, wie lange der vorliegende Kredit 
von 300'000 Franken reichen werde und warum schon Verträge ausgearbeitet und Strukturen 
geplant würden, obwohl noch keine rechtskräftige Baubewilligung vorläge. Die Auskunfts-
personen hoffen, dass diese Mittel bis zum Bauabschluss ausreichen. Die Rechtsmittelverfah-
ren benötigen aber erhebliche Mittel, weshalb eine Prognose schwierig ist. Die Ausarbeitung 
der Verträge braucht Zeit, da harte Verhandlungen geführt werden müssen. Weiter wurde die 
Frage gestellt, wie die vorgeschriebene Quartierversorgung sichergestellt werde. Gemäss den 
Aussagen der HRS sei ein Ankermieter vorhanden. Es wird eigentlich nur noch auf die Bau-
bewilligung gewartet. Die Auflagen in der Baubewilligung werden somit erfüllt. Selbstver-
ständlich ist es aber möglich, dass der Investor auf die Realisierung gewisser Nutzungen ver-
zichtet. Denkbar ist auch ein Nachtragsgesuch für andere als in der Baubewilligung vorgese-
hene Nutzungen. Beim Verzicht auf die polysportive Mantelnutzung wurde damals seitens 
des Stadtrates die Aussage gemacht, dass ein Geschoss des Komplexes wegfallen wird. Im 
Baugesuch war dann aber ein Kino plus die zusätzliche Fläche für den Sportverkauf vorgese-
hen. Man wollte wissen, wie die Kommunikation zwischen Stadtrat und HRS gelaufen sei. 
Die Auskunftspersonen erklärten, dass die damals in der Einwohnerratssitzung gemachten 
Zusagen nicht offiziell durch den Stadtrat an HRS kommuniziert worden seien. Der Regie-
rungsrat hat festgestellt, dass die Baubewilligung der geltenden BNO entspricht. Die durch 
ein Stadtratsmitglied an der Einwohnerratssitzung gemachten Aussagen hatten keine Auswir-
kungen auf die BNO gehabt. HRS hat sich an die Bauordnung gehalten. Die damals durch den 
Stadtrat gemachten Aussagen hatten keine rechtliche Grundlage und waren in diesem Sinne 
falsch. Danach hat die Kommission die Auskunftsperson darauf hingewiesen, dass der Stadt-
rat ja auch die Funktion der Bauherrenvertretung habe und in dieser Funktion auf HRS hätte 
Einfluss nehmen müssen. Dem wiedersprach die Auskunftsperson  und erklärte, dass die Stadt 
nicht Bauherrin sei, sondern nur Bestellerin eines Stadions. Die Stadt war Planungsbehörde, 
HRS sei aber frei, im Rahmen der BNO zu realisieren, was sie möchten. Die Stadt hat nur ein 
Stadion bestellt. Die Bestellung der polysportiven Mantelnutzung wurde durch den Einwoh-
nerratsbeschluss ja zurückgenommen. In der Schlussdiskussion wurde mehrheitlich festgehal-
ten, dass das Geschäft unschön sei, man es ja aber nicht ablehnen könne. Es sollte versucht 
werden, diese Mittel später wieder zurückzufordern. Die Kommission stimmte dem stadträtli-
chen Antrag mit 8 Ja-Stimmen gegen 2 Nein-Stimmen zu. 
 
An dieser Stelle erlaube ich mir, für einmal von der reinen Berichterstattung abzuweichen  
und eine persönlich Würdigung der durch den Stadtrat gemachten Aussagen vorzunehmen. In 
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der doch schon längeren Zeit, in der ich die Politik in Aarau verfolge, habe ich noch selten 
einen so eklatanten und klaren Vertrauensbruch gegenüber dem Einwohnerrat wahrgenom-
men, wie sich der Stadtrat in der Frage des Verzichts auf die polysportiven Mantelnutzung 
geleistet hat. Um es klar zu stellen, es geht hier nicht darum, wie man zum Stadion steht, son-
dern wie die politische Kultur in Aarau gelebt wird. An der Einwohnerratssitzung vom 
14. November 2011 ging es darum, unter welchen Bedingungen die Stadt Aarau auf die poly-
sportive Mantelnutzung verzichten würde. Entsprechend war die Aussage, dass auf ein ganzes 
Geschoss verzichtet würde, nicht einfach nur ein nebensächliches Detail, sondern eine der 
zentralen Voraussetzungen, damit zum Beispiel unsere Fraktion der damaligen  Vorlage zu-
stimmen konnte. Es war an der Sitzung unbestritten, dass die polysportive Mantelnutzung für 
den Abstimmungserfolg für das Stadion von zentraler Bedeutung war. Umso unglücklicher 
waren alle Fraktionen, dass auf diesen Teil des Stadions verzichtet werden musste. Weiter 
wurde von verschiedenen Fraktionen gefordert, dass der Verzicht auf die Mantelnutzung 
komplett, d.h. inklusive sämtlicher Vor- und Nachteile, aus dem Projekt gestrichen werde. Es 
wurde sogar von einzelnen Fraktionen explizit gefordert, dass die frei werdenden Flächen 
nicht zum Beispiel für ein Multiplexkino verwendet werden würden. Die durch den damali-
gen Stadtrat Carlo Mettauer gemachten Aussagen, dass ein ganzes Geschoss aus dem Projekt 
gestrichen würde, muss in diesem Kontext gesehen werden. Es war weiter wohl für alle Betei-
ligten klar, dass dieser dem Einwohnerrat zugesagte Verzicht nicht baurechtlich, sondern 
durch die Einflussnahme als Bauherrenvertretung gegenüber von HRS erreicht werden muss. 
Entsprechend konnte der Einwohnerrat erwarten, dass der Stadtrat seine Zusage gegenüber 
HRS kommunizieren und die sicher nicht einfache Verhandlung führen würde. Jetzt müssen 
wir aber feststellen dass von Verhandlungen keine Rede sein kann. Nein, das Anliegen wurde 
nicht einmal offiziell mitgeteilt. Jetzt könnte man zur Entlastung des Stadtrates feststellen, 
dass diese Vorgänge noch in der letzten Legislatur unter dem damaligen Stadtrat passiert sind 
und die heute Verantwortlichen dies sicher besser machen würden. Leider ist dies aber nicht 
so, wenn man die Antworten oder, entschuldigen Sie den Ausdruck, "Ausreden" der Aus-
kunftsperson anschaut. Da wird zuerst behauptet, Stadtrat Mettauer habe im Rat eine Zusage 
gemacht, welche falsch gewesen sei und welche er so gar nicht hätte machen dürfen. Dadurch 
wird uns vermittelt, das sei eine persönliche Kompetenzüberschreitung und entspreche nicht 
der Meinung des damaligen Gesamtstadtrates. Aber die angeblich falsche Zusage wurde auch 
schon in der vorbereitenden Sachkommissionssitzung gemacht und ist auch so protokolliert 
worden. Entsprechend wäre es also am Gesamtstadtrat gewesen, den Auskunft gebenden 
Stadtrat so zu instruieren, dass er die falschen Aussagen im Einwohnerrat nicht noch einmal 
wiederholt. Dies ist aber so nicht passiert und entsprechend muss gefolgert werden, dass die 
Aussagen der Meinung des Gesamtstadtrates entsprochen haben. Weiter versuchte sich die 
Auskunftsperson durch die Behauptung, die Stadt sei nur Besteller und nicht Bauherrschaft, 
aus der Verantwortung zu ziehen. Diese Aussage ist aber spitzfindig und gesucht, denn auch 
als Besteller werden seitens der Stadt Bedürfnisse und Anforderungen mit HRS besprochen  
und verhandelt. In der gleichen Selbstverständlichkeit hätte der zugesagte Flächenverzicht 
verhandelt werden müssen. Geradezu absurd wird diese Unterscheidung aber, wenn man in 
der gleichen Sitzung vorgängig feststellt, dass mit dem beantragten Kredit die Baubegleitung 
finanziert werden soll. Dies ist ganz klar eine Aufgabe einer Bauherrenvertretung. Dieses 
Verhalten der Auskunftsperson ist alles andere als vertrauensfördernd und führt zu Fragen: 
Wer war verantwortlich für die Vertretung der Bauherrenanliegen? Waren es die Organe der 
Stadion AG oder der Stadtammann oder der für den Hochbau respektive Sport verantwortli-
che Stadtrat? Wer hat den Entscheid zur "Nichtkommunikation" beschlossen? Wurde über-
haupt beschlossen, nicht zu kommunizieren oder wurde dies einfach mehr oder weniger ab-
sichtlich verschlampt? Welche Rolle spielte der Gesamtstadtrat bei diesem Geschäft? Hat er 
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Entscheide gefällt oder wurde er wenigstens informiert? Und zum Schluss müssen wir uns als 
Einwohnerräte die Grundsatzfrage stellen: Was gelten Aussagen, die Stadträte im Einwohner-
rat machen? Gelten in Zukunft nur noch Fakten, die formalistisch durch Antrag und Abstim-
mung definiert worden sind? Bedeutet dies in letzter Konsequenz, dass wir in Zukunft zum 
Beispiel bei jedem Schulhaus ein Dach beantragen müssen, damit wir sicher sein können, 
dass es nicht in das Schulhaus hineinregnet? Ich wäre froh, wenn wir dazu noch Antworten 
erhalten würden. 
 
Martina Suter: Das Aarauer Fussballstadion scheint unter einem ungünstigen Stern zu ste-
hen. Im Jahr 2008 sagte das Volk Ja zum Neubau, der Spatenstich ist bis heute nicht erfolgt. 
Die Ursachen und Hintergründe sind uns allen bestens bekannt. Leider belastet die noch hän-
gige Beschwerde den Steuerzahler in hohem Mass. Gegen 200'000 Franken mussten bereits 
für Anwaltskosten bezahlt werden, Tendenz steigend. Dass dieser Betrag in anderen Berei-
chen fehlen wird, war voraussehbar. Heute stimmen wir aber nicht nochmals über den Bau 
des Stadions ab, auch nicht über Nutzungsbestimmungen, sondern einzig über die Umwand-
lung eines geplanten Darlehens in einen Verpflichtungskredit. Für die Phase der Realisierung 
des Stadions bis zur Inbetriebnahme werden liquide Mittel von der öffentlichen Hand benö-
tigt. Ein Darlehen an die Stadion AG wurde mit dem Budget 2015 vom Einwohnerrat bereits 
beschlossen. Somit ist der Antrag des Stadtrates überhaupt keine Überraschung. Nicht gefal-
len mag die Tatsache, dass wir über einen Verpflichtungskredit und nicht über ein rückzahlba-
res Darlehen an die Stadion Aarau AG abstimmen können. Die Gründe dafür haben der Stadt-
rat in der Botschaft sowie alle Auskunftspersonen in der FGPK nachvollziehbar dargelegt. Es 
wurde schon im Jahr 2012 offen erklärt, dass nach der Baubewilligung weitere Mittel für die 
danach anstehenden Arbeiten notwendig werden, einerseits für die Arbeiten der Stadt und 
andererseits für die Arbeiten der Stadion Aarau AG. Um genau diese Mittel geht es heute. 
Ohne diesen finanziellen Zustupf steht die Geschäftstätigkeit der Stadion Aarau AG still, die 
Vertragsverhandlungen zum Beispiel mit der Bauherrin HRS können nicht finanziert werden. 
Das will wohl niemand, der den Volkswillen respektiert. Wir werden den stadträtlichen An-
trag somit einstimmig unterstützen. Die von der Auskunftsperson gemachte Absicht, diesen 
Betrag zu einem späteren Zeitpunkt mittels Superdividende wieder an die Stadt zurückfliessen 
zu lassen, nehmen wir ernst und werden es auch nicht vergessen. Nötigenfalls werden wir die 
Verwaltung auch wieder darauf aufmerksam machen. Sollten andere Partner als Aktionäre in 
der Stadion Aarau AG einsteigen, erwarten wir, dass beim Übernahmepreis der Aktien ein 
prozentualer Aufpreis für den heute gesprochenen Kredit vereinbart wird. 
 
Gabriela Suter: Auch die SP-Fraktion unterstützt einstimmig den Antrag des Stadtrats. Wir 
können den Unmut sehr gut nachvollziehen, welcher von Markus Hutmacher geschildert wor-
den ist. Wir von der SP finden es zwar ebenfalls sehr schade, dass die polysportive Mantel-
nutzung aus dem Projekt rausgespart worden ist. Spitzensport und Breitensport unter einem 
Dach – genau das hat uns am Projekt so gut gefallen. Da ist einiges schief gelaufen bei der 
Planung und Umsetzung des Projekts. Wie eben Martina Suter vorhin gesagt hat, geht es aber 
bei dieser Vorlage, welche wir heute auf dem Tisch haben und darüber abstimmen, nicht um 
den "Inhalt" dieses Stadions, sondern sozusagen um Leben oder Tod. Es geht darum, ob die 
Stadion AG die Mittel von uns bekommen soll, damit sie überleben kann. Sagen wir heute 
Nein, dann stirbt die Stadion AG an einer Unterbilanz bzw. Überschuldung, sie geht Konkurs. 
Die Mehrheit der Aarauer Stimmberechtigten hat sich mehrfach für das Stadionprojekt ent-
schieden. Die SP steht hinter dem Volksentscheid. Entsprechend sind wir überzeugt, dass das 
Volk auch dieser Vorlage heute Abend zustimmen und das Darlehen in einen Verpflichtungs-
kredit umwandeln würde. Die SP-Fraktion unterstützt die Aussage von Martina Suter: Selbst-
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verständlich sind auch wir dafür, dass eine entsprechende Dividende ausgeschüttet wird, falls 
es der Stadion Aarau AG einmal sehr gut gehen sollte. Ich bitte Sie, mit der SP-Fraktion zu-
sammen diese Vorlage zu überweisen. 
 
Lukas Häusermann: Die CVP-Fraktion unterstützt den stadträtlichen Antrag zur Umwand-
lung des Darlehens. Dies tun wir nicht aus Begeisterung, sondern aus einem gewissen Reali-
tätssinn heraus. Wir wollen nicht, dass das Kind mit dem Bad ausgeschüttet wird. Dass die 
Kosten anfallen werden, ist auch uns klar und entsprechend unbestritten. Zwar ist es etwas 
peinlich, dass die Stadt Aarau offenbar nicht mit den neuesten Rechnungslegungsvorschriften 
für Aktiengesellschaften vertraut ist, doch ist dies aus unserer Sicht in diesem speziellen Fall 
auch nicht zwingend zu erwarten. Nur zeigt dieser Antrag auch, und insofern sind wir froh, 
dass dieser Fehler passiert und die Vorlage auf dem Tisch ist, wie hilflos die Stadt Aarau 
agiert. Eine klare Planung, oder eine Strategie scheint tatsächlich zu fehlen. Warum die Stadi-
on AG überhaupt schon vor der Baubewilligung und ohne weitere Aktionäre und jetzt auch 
noch ohne genügende Kapitalausstattung gegründet wurde, ist im Nachhinein nicht nachvoll-
ziehbar. Jetzt hangeln wir uns von Nachtragskredit zu Nachtragskredit, und zwar ohne genau 
zu wissen, was als Nächstes kommt. Wenigstens ist heute klar, dass die Stadt Aarau mindes-
tens bis zur Inbetriebnahme des Stadions sämtliche Kosten im Zusammenhang mit der Stadi-
on AG tragen muss. Die Möglichkeit, das Geld bei erfolgreichem Geschäftsgang über eine 
Sonderdividende wieder zurückzubekommen, ist ein Euphemismus erster Güte. Nein, dieses 
Geld werden wir wohl kaum je wieder sehen, und das muss auch als Ausgangslage für die 
nächsten Jahre gelten. Zusätzliche Aktionäre, welche helfen, den Stadionwagen zu ziehen, 
sind dem Vernehmen nach ja nicht in Sicht. Unter diesen Voraussetzungen  erwarten wir, dass 
der Stadtrat sorgsam mit den Ausgaben für die Stadion AG umgeht und nur die absolut drin-
genden und nötigen Arbeiten zum Stadion bewilligt, solange die Baubewilligung noch nicht 
vorliegt. 
 
Jürg Schmid: Als zukünftige Eignerin der Stadion Aarau AG ist es für die Stadt eigentlich 
von nachrangiger Bedeutung, in welcher Form das Geld der Stadion Aarau AG zur Verfügung 
gestellt wird. Viel wichtiger ist, dass gute Verträge ausgehandelt werden und es hoffentlich zu 
einem guten Wirtschaften der Stadion AG führt. Nur so kommt das Geld dann nämlich auch 
wieder zurück. Dazu müssen optimale Bedingungen geschaffen und entsprechend die guten 
Verträge ausgehandelt werden. Mit dem heute gutgeheissenen Kapital gestatten wir der Stadi-
on Aarau AG eine konsequente Weiterbearbeitung der Verträge und vermeiden die Ausarbei-
tung unter Zeitdruck. Sagen wir deshalb zur heutigen Vorlage ein überzeugtes Ja. Zu überle-
gen ist möglicherweise, ob einzelne Möglichkeiten im heutigen Recht aufgrund von Anfällig-
keit auf Missbrauch nicht zu überarbeiten wären. Das gehört zwar nicht in die Kompetenz des 
Einwohnerrates hier, aber uns fällt es beispielsweise schwer zu begreifen, dass eine, in einem 
Nachbargrundstück eingemietete Person gegen ein Bauvorhaben nicht nur Einsprache erheben 
kann, sondern nach bundesgerichtlich abgewiesener Stimmrechtsbeschwerde und Ausräu-
mung sämtlicher Einsprachen mittels eines Beschwerdeverfahrens – wohlverstanden einer 
Beschwerde, die bereits durch den Regierungsrat abgelehnt worden ist – den Gang durch die 
gerichtlichen Instanzen erneut veranlassen kann, so den Baustart um weitere Jahre verzögert 
und der Bauherrschaft, und im vorliegenden Fall zusätzlich auch der Bevölkerung von Aarau, 
mehrere hunderttausend Franken Zusatzkosten beschert. Die Fraktion der SVP unterstützt den 
stadträtlichen Antrag einstimmig.  
 
Markus Hutmacher: Unsere Fraktion hatte eigentlich zuerst im Sinne, das Geschäft zurück-
zuweisen. Wir sind wirklich der Meinung, dass dieses Geschäft auf Chancen und Risiken ge-
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prüft werden sollte. Wir sehen aber ein, dass das Geld zum Teil schon versprochen worden ist 
und bezahlt werden muss. Entsprechend verzichten wir auf einen Rückweisungsantrag. Wir 
werden das Anliegen in Form einer Motion oder eines Postulats wieder einbringen. Wir haben 
das Gefühl, es sei wirklich an der Zeit, dass die Stadt ihre Strategie überdenkt und vielleicht 
auch gegenüber dem Einwohnerrat einmal kommuniziert. Entsprechend werden wir uns heute 
der Stimme enthalten.  
 
Lukas Pfisterer, Stadtrat: Ich danke Ihnen für die mehrheitlich gute Aufnahme dieses Kre-
ditantrags. Sie wissen, und Sie konnten es auch lesen, dass das Aarauer Volk, nachdem Sie 
hier im Rat auch schon verschiedentlich dem Projekt Aarauer Fussballstadion zugestimmt 
haben, mehrfach gesagt hat, das Fussballstadion solle in Aarau entstehen. Zum letzten Mal 
haben Sie 2012 den Zusatzkredit hier im Einwohnerrat zur Kenntnis genommen. Man hat 
bereits damals gesagt, dass man Ihnen bei Vorliegen der Baubewilligung für die nächste Pha-
se eine Vorlage bringen wird. Es muss wieder Geld gesprochen werden, damit die weiteren 
Arbeiten gemacht werden können. Es ist damals noch offen gelassen worden, ob es sich um 
einen Verpflichtungskredit oder ein Darlehen handeln solle. Der Stadtrat hat Ihnen im letzten 
Jahr mit dem Budget 2015 einen Darlehensantrag unterbreitet. Sie haben dem zugestimmt, 
wie auch das Volk. Nun geht es aus den dargelegten Gründen darum, dieses Darlehen in einen 
Kredit umzuwandeln. Martina Suter hat es richtig gesagt, dass es keine Überraschung ist, dass 
dieser Antrag jetzt so vorliegt. Es ist zugegebenermassen nicht so schön, dass es mit dem Dar-
lehen nicht funktioniert hat, und zwar aus den ebenfalls bekannten Gründen. Wir werden aber 
sicher versuchen, das Geld in irgendeiner Form wieder zurückzuholen. Ich kann Ihnen da aber 
keine Versprechungen machen, ob uns das auch gelingen wird. Das Thema Superdividende ist 
gefallen. Wir werden schauen, ob das funktioniert, aber wie gesagt, kann ich es Ihnen nicht 
versprechen. Ich habe bereits gesagt, dass es nicht überraschend ist, dass dieser Antrag jetzt 
so vorliegt. Deshalb muss ich mich auch etwas vor der Aussage verwahren, es sei peinlich, 
wie konzeptlos man da agiere. Das ist überhaupt nicht so. Bereits im Jahre 2007 ist Ihnen auf-
gezeigt worden, wie das ablaufen soll. Den Zeitplan konnten wir Ihnen nicht sagen. Der ist in 
der Zwischenzeit komplett über den Haufen geworfen worden. Wir können mit den Arbeiten 
nicht zuwarten und die Hände einfach in den Schoss legen, bis dann die Rechtskraft der Bau-
bewilligung vorhanden ist. Die Verhandlungen sind, wie auch schon gesagt wurde, nicht so 
einfach. Sie haben in der Botschaft gesehen, wie viele Verträge da ausgehandelt und aufei-
nander abgestimmt werden müssen. Wenn man warten würde, bis die Baubewilligung rechts-
kräftig wäre und erst dann mit den Arbeiten loslegen würde, wären wir ziemlich sicher zu 
spät, um innerhalb der zwei Jahre der Rechtsgültigkeit der Baubewilligung überhaupt mit 
Bauen beginnen zu können. Es wäre verantwortungslos, wenn wir jetzt nicht vorwärts machen 
würden. Wir wären mit Sicherheit zu spät, wenn die Baubewilligung dann dereinst, wie wir 
hoffen, rechtskräftig und bestätigt wird, wie sie jetzt vorliegt. Den Zeitdruck, wie er seitens 
der SVP erwähnt worden ist, wollen wir eben genau vermeiden. Zur Thematik, inwiefern jetzt 
eine Person gegen dieses Projekt Beschwerde führen kann, möchte ich mich nicht äussern. 
Das sind andere Instanzen, welche entscheiden müssen, ob eine solche Beschwerdemöglich-
keit offen steht oder nicht. Noch zu den persönlichen Bemerkungen von Markus Hutmacher: 
Wir haben diese hier selbstverständlich zur Kenntnis genommen. Aus seiner politischen Sicht 
verstehen wir sie auch. Es ist aber so, und das hat uns auch der Regierungsrat in seinem Ent-
scheid, welchen er kürzlich getroffen hat, bestätigt, dass die damals im Zusammenhang mit 
dem Antrag auf Verzicht der Bestellung der polysportiven Mantelnutzung gemachte Aussage 
nicht im Geringsten im Zusammenhang mit der Vorlage zur BNO-Revision stand. Alleine aus 
dem abzuleiten, man hätte dann auf alles verzichten sollen, hatte keinen Zusammenhang, wie 
eben der Regierungsrat bestätigte. Insofern bitte ich Sie, diesem Kreditantrag zuzustimmen, 
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damit wir für das Fussballstadion Aarau jetzt weiterarbeiten können und dann auch bereit 
sind, wenn dann die Baubewilligung, wie wir hoffen, bald rechtskräftig wird.               
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 40 Ja-Stimmen ohne Gegenstimme folgenden  
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat bewilligt anstelle des im Investitionsbudget 2015 (2600.E60.5.525) enthal-
tenen Darlehens von 300'000.00 Franken an die Stadion Aarau AG (SAAG) einen Verpflich-
tungskredit von 300'000.00 Franken. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 9 
 

GV 2014 - 2017 / 99 
 

33. Kreditabrechnung Aufstockung Primarschulhaus Telli; Projektierung 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Datum vom 8. Dezember 2014 unterbreitet der Stadt-
rat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Projektierung Aufstockung Primarschule Telli". 
Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von  Fr. 630'000.00 mit Bruttoanlagekosten 
von Fr. 485'083.95 ab. Es resultiert somit eine Kreditunterschreitung von Fr. 144'916.05 oder 
23,00 %.  
 
Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. März 2015 zur Prüfung vor. Sie 
empfiehlt einstimmig die Annahme der Abrechnung und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat genehmigt die Kreditabrechnung "Projektierung Aufstockung Primarschu-
le Telli". 
  
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Traktandum 10 
 

GV 2014 - 2017 / 109 
 

34. Kreditabrechnung Elektronische Selbstausleihe RFID bei der Stadtbib-
liothek 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Datum vom 5. Januar 2015 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Elektronische Selbstausleihe RFID bei der Stadt-
bibliothek". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von Fr. 250'000.00 mit Bruttoan-
lagekosten von Fr. 230'747.05 ab. Es resultiert somit eine Kreditunterschreitung von 
Fr. 19'252.95 oder 7,70 %.  
 
Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. März 2015 zur Prüfung vor. Sie 
empfiehlt einstimmig die Annahme der Abrechnung und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat genehmigt die Kreditabrechnung "Elektronische Selbstausleihe RFID bei 
der Stadtbibliothek". 
  
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Traktandum 11 
 

GV 2014 - 2017 / 111 
 

35. Kreditabrechnung Unterstand Friedhof Rohr 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Datum vom 5. Januar 2015 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Unterstand Friedhof Rohr". Sie schliesst bei einem 
verfügbaren Bruttokredit von  Fr. 275'000.00 mit Bruttoanlagekosten von Fr. 260'268.20 ab. 
Es resultiert somit eine Kreditunterschreitung von Fr. 14'731.80 oder 5,36 %.  
 
Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. März 2015 zur Prüfung vor. Sie 
empfiehlt einstimmig die Annahme der Abrechnung und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat genehmigt die Kreditabrechnung "Unterstand Friedhof Rohr". 
  
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit sind wir am Schluss der heutigen Sitzung ange-
kommen. Die nächste Sitzung findet am 11. Mai 2015 statt. Bisher bekannte Traktanden sind 
der Jahresbericht und das Taxreglement für die Altersheime. Ich danke für die angeregten 
Diskussionen und wünsche allen einen guten Abend und eine gute Heimkehr.  
 
 
Schluss der Sitzung:  21.30 Uhr   
        
 EINWOHNERRAT AARAU 
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